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Die geringſte Breite der Flure darf nicht unter 2,50 m und
diejenige der Treppen nicht unter 1,30 m betragen ; nur für die zuden Kirchenemporen führenden Treppen iſt ausnahmsweiſe eine Ein⸗
ſchränkung der Breite bis auf 0,90 m zuläſſig .

Die aus obiger Berechnung ſich ergebenden Maße müſſen ſtetsim Lichten — und zwar bei den Treppen zwiſchen den Handläufern —
vorhanden ſein . Letztere ſind auf beiden Seiten der Treppen anzu⸗ordnen und entweder über die Podeſte ohne Unterbrechung fortzu⸗führen , oder an den Enden jedes Laufs mit einer den Verkehr nichthindernden Krümmung abzuſchließen .

D. Die Treppenſtufen dürfen in der Regel nicht mehr als 18 em
Steigung und nicht weniger als 27 em Auftritt erhalten . Für
Emporentreppen kann eine Steigung bis zu 19 em zugelaſſen werden .

E. Freiſtufen vor den Türen ſind bequem anzuordnen . Sie dürfennicht unmittelbar vor dem Eingange beginnen , müſſen vielmehr aufeinen mindeſtens 80 em breiten Vorplatz vor der Tür münden . Die
Zahl der Freiſtufen iſt durch Anordnung ſanft anſteigender Rampen
tunlichſt zu vermindern .

F. Bei einer Perſonenzahl von mehr als 300 müſſen in der Regelzwei , bei einer ſolchen von mehr als 800 in der Regel drei geſon⸗derte Ausgänge angeordnet werden . Das Gleiche gilt für Treppenunter Zugrundelegung der auf dieſe angewieſenen Zahl der Perſonen .G. Die Ausgänge und Treppen ſind tunlichſt nach verſchiedenen
Richtungen ſo zu verteilen , daß bei gleichzeitiger Entleerung der
Räume Gegenſtrömungen vermieden werden ; auch dürfen die Türen
der einzelnen zu entleerenden Räume in der Regel nicht einander
gegenüber liegen .

Die unteren Ausgänge der Treppenhäuſer müſſen unmittelbar
oder durch Vermittelung von anſchließenden , ausreichend geräumigenVorhallen ins Freie führen .

H. Alle inneren und äußeren Türen , welche für die ſchnelle und
ſichere Entleerung der Räume in Betracht kommen , müſſen nach
außen aufſchlagen .

p) Sffentliche Verſammlungsräume und dergl .
1. Mit Erlaſſen des badiſchen Miniſteriums des Innern vom

10. Januar 1912 Nr. 31201 und des badiſchen Arbeitsminiſteriumsvom 24. November 1921 Nr. 42856 wurde beſtimmt , daß die Vor⸗
ſchriften der nachſtehenden preußiſchen Muſterpolizeiverord⸗
nung über die bauliche Anlage , die innere Einrichtungund den Betrieb von Theatern , öffentlichen Verſamm⸗
lungsräumen und Zirkusanlagen von 1909 und der er⸗
gänzenden Runderlaſſe der preuß . Miniſter der öffentlichen Arbeiten
und des Innern auch in Baden der Prüfung von Baugeſuchen für
Anlagen der bezeichneten Art zugrundezulegen ſind . Das Miniſteriumdes Innern hat dazu weiter beſtimmt ( Erl . vom 10. Januar 1912 ) ;
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„Baugeſuche , die ſich auf Theater⸗ und Zirkusneubauten be⸗
ziehen , ſind jeweils vor Erteilung der Baugenehmigung , aber nach
erfolgter Begutachtung durch die zuſtändigen Behörden und Stellen
unter Anſchluß der Pläne nebſt den dazu erhobenen Gutachten mit
eingehendem Berichte anher vorzulegen .

Wegen der Überwachung beſtehender Theater - uſw . Gebäude
in Bezug auf die Feuerſicherheit und Rettungsmöglichkeit bei ein⸗
tretenden Gefahren verweiſen wir auf den allgemeinen Erlaß vom
16. Januar 1904 Nr. 3205 .

Nach Anſicht unſerer bau⸗ und maſchinentechniſchen Referenten
empfiehlt es ſich, größere ) Anlagen der bezeichneten Art in Zwiſchen⸗
räumen von zwei bis drei Jahren einer eingehenden Beſichtigung
durch das Bezirksamt unter Zuzug einer Sachverſtändigenkommiſſion
zu unterziehen , um feſtzuſtellen , ob und ev. welche Auflagen im
Intereſſe der Beſucher dem Unternehmer zu machen ſind . In die
Kommiſſion wären außer dem Vorſtand der Bezirksbauinſpektione ) ein
durchaus erfahrener weiterer Architekt , ein Elektrotechniker und Ma⸗
ſchineningenieur ( tunlichſt ein Heizungsingenieur ) und ein Feuerwehr⸗
techniker zu berufen . “

Die Vorſchriften der preußiſchen Muſterpolizeiver⸗
ordnung von 1909 lauten :

I. Grundſätzliche und Begriffs beſtimmungen .
§ 1. Allgemeiner Grundſatz . Theater , öffentliche

Verſammlungsräume und Zirkusgebäude unterliegen , unbeſchadet der
allgemeinen baupolizeilichen Veſtimmungen , nachfolgenden beſonderen
Anforderungen und Beſchränkungen .

Von den allgemeinen baupolizeilichen Beſtimmungen treten für
das Anwendungsgebiet dieſer Verordnung diejenigen Vorſchriften
außer Kraft , die mit dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehen oder
durch die gegenwärtigen Beſtimmungen überholt oder ſonſt gegen⸗
ſtandslos werden .

§S 2. Begriffsbeſtimmungen . Für die Zwecke dieſer
Verordnung werden unterſchieden :

) Es entſpricht dem Sinn dieſes Erlaſſes nicht , wenn alle Wirt⸗
ſchaften , die etwa zu kleineren Vereinsfeſtlichkeiten und ähnlichen Ver⸗
anſtaltungen benutzt zu werden pflegen , ſofern ſie mehr als 200 Per⸗
ſonen umfaſſen (ſ. §S 2 zu B der Muſterpolizeiverordnung ) , in der
angegebenen Weiſe von einer Sachverſtändigenkommiſſion beſichtigt
werden . Bei vielen öffentlichen Verſammlungsräumen — insbeſondere
wo es ſich um ländliche Verhältniſſe handelt — wird es in der Regel
genügen , daß der Bezirksbaukontrolleur die Beſichtigung vornimmt .
Im einzelnen muß nähere Anordnung dem Ermeſſen des Bezirks⸗amts überlaſſen bleiben . (Erl . d. Min d. Innern vom 2. Dezember
1912 Nr . - 36271 . )

) Jetzt : Bezirksbauamt .
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Theater — eigentliche und Volltheater — mit der Unterart
Rauchtheater ;

. Offentliche Verſammlungsräume mit den Unterarten zu C, zuD und zu E;
Sffentliche Verſammlungsräume mit einer Bühnenanlage für

gelegentliche Theateraufführungen ;
Sffentliche Verſammlungsräume mit einem bühnenmäßig aus⸗

geſtatteten Podium für Vorträge und Schauſtellungen ;
„Offentliche Verſammlungsräume mit einem Podium ohne

bühnenmäßige Ausſtattung für Aufführungen , die über den
Rahmen einfacher Vorträge und Schauſtellungen hinausgehen ;F. Zirkusanlagen .

Zu A. Als Theater im Sinne dieſer Verordnung gelten — mit
den aus den Unterſcheidungen dieſes Paragraphen ſich ergebenden
Einſchränkungen — alle baulichen Anlagen für Aufführungen , die
bei gewerbsmäßiger Veranſtaltung einer Erlaubnis gemäß den 88 32
und 33a der Reichsgewerbeordnung bedürfen .

Neue Theater unterliegen den allgemeinen Beſtimmungen unter
A im Abſchnitt Il dieſer Verordnung , Rauchtheater außerdem den
Sonderbeſtimmungen daſelbſt ( § 6 Ziffer 3 bis 8, § 8 Ziffer 1, 3,5 und 8, §9 Ziffer 6, § 11 Ziffer 3, § 19 Ziffer 3) . über beſtehende
Theater ſiehe Abſchnitt III .

Zu B. Als öffentliche Verſammlungsräume im Sinne dieſer
Verordnung gelten alle mehr als 200 Perſonen faſſenden baulichen
Anlagen für öffentliche Verſammlungen , öffentliche Luſtbarkeiten oder
ähnliche Zwecke , ſoweit dieſe Anlagen nicht unter die Begriffsbe⸗
ſtimmungen zu A, zu C, zu D oder zu E fallen oder Zirkusanlagen
ſind . Unter den ſonſtigen Vorausſetzungen zählen zu den öffentlichen
Verſammlungsräumen im Sinne dieſer Verordnung auch ſolche Räume ,
die zwar nicht im einzelnen , aber zuſammen mehr als 200 Perſonen
faſſen , und für ihre Entleerung auf gemeinſchaftliche Flure , Treppen
und Ausgänge angewieſen ſind .

Unter den Vorausſetzungen des Abſatz J gelten als öffentliche
auch ſolche Verſammlungsräume , die von ihrem Beſitzer gewerbs⸗
mäßig für private Verſammlungen , Feſtlichkeiten oder dergl . Veran⸗
ſtaltungen hergegeben werden .

Neue Anlagen der im Abſatz 1 und 2 bezeichneten Art unter⸗
liegen den Beſtimmungen unter B im Abſchnitt Il dieſer Verordnung .Über beſtehende Verſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .

Baulichkeiten , die ausſchließlich für Gottesdienſt oder Unterrichts⸗
zwecke beſtimmt ſind , werden von dieſer Verordnung nicht betroffen .

3u C. Offentliche Verſammlungsräume mit einer Bühnenanlage
für Theateräufführungen ( zu A) bis zu etwa 100 qm Grundfläche (§8 77a)
gelten für dieſe Verordnung nur dann nicht als Theater , wenn die Büh⸗
nenanlage nur gelegentlich zu Theateraufführungen benutzt wird .

Neue Anlagen dieſer Art unterliegen den allgemeinen Anfor⸗
derungen an öffentliche Verſammlungsräume und außerdem den

F
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Sonderbeſtimmungen unter C des Abſchnitts II dieſer Verordnung .über beſtehende Verſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .
Wird der Verſammlungsraum nicht nur gelegentlich zu Theater⸗

aufführungen benutzt oder geht die Bühnenanlage weſentlich über
100 qm hinaus ( § 77a) , ſo hat die ganze Anlage den Anforderungenan Volltheater zu genügen .

Z3u D. Sffentliche Verſammlungsräume mit einem bühnen⸗mäßig ausgeſtatteten Podium bis zu etwa 30 qm Grundfläche ( § 92a )für Vorträge und Schauſtellungen gelten für dieſe Verordnung als
Unterart der öffentlichen Verſammlungsräume , wenn das Podiumlediglich für Geſangs⸗ oder deklamatoriſche Vorträge oder für Schau⸗
ſtellungen von höchſtens vier Perſonen dient .

Neue Anlagen dieſer Art unterliegen den allgemeinen Anforde⸗
rungen an öffentliche Verſammlungsräume und außerdem den Sonder⸗
beſtimmungen unter D im Abſchnitt II dieſer Verordnung . Über be⸗
ſtehende Verſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .

Werden auf dem Podium andere als Geſangs⸗ oder deklama⸗
toriſche Vorträge oder Schauſtellungen unter Mitwirkung von mehrals vier Perſonen dargeboten , oder geht das Podium weſentlich über30 am Grundfläche hinaus ( § 92 a) , ſo iſt die ganze Anlage je nachLage der Verhältniſſe nach den Anforderungen zu Coder als Theaterzu behandeln .

Zu E. Sffentliche Verſammlungsräume mit einem Podium bis zuetwa 100 qm Grundfläche ( § 95c ) gelten für dieſe Verordnung nurdann nicht als Theater , wenn ſie keine bühnenmäßige Aus⸗
ſtattung erhalten .

Neue Anlagen dieſer Art unterliegen den allgemeinen Anforde⸗rungen an öffentliche Verſammlungsräume und außerdem den Sonder⸗
beſtimmungen unter E ſowie in den 88 74 bis 77, 80, 82, 84 bis90 unter C im Abſchnitt II dieſer Verordnung . Über beſtehendeVerſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .

Wird auf dem Podium eine bühnenmäßige Ausſtattung ver⸗
wandt , oder geht das Podium weſentlich über 100 qm Grundflächehinaus , ſo iſt die ganze Anlage je nach Lage der Verhältniſſe nachden Anforderungen zu C oder als Theater zu behandeln .

Zu F. Neue Zirkusanlagen unterliegen den Anforderungenunter P im Abſchnitt Il dieſer Verordnung . Über beſtehende Zirkus⸗anlagen ſiehe Abſchnitt III .

II . Neue Anlagen .
A. Theater ( § 2: Zu A) . 1)

) Die Vorſchriften über Theater und Zirkusanlagen ſind hiernicht abgedruckt ; wegen dieſer Vorſchriften wird auf die im Verlagvon Wilhelm Ernſt & Sohn in Berlin , Wilhelmſtraße 90, im Jahr1921 erſchienene Ausgabe der preußiſchen Muſterpolizeiverordnungverwieſen .
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B. Offentliche Verſammlungsräume ( S 2: Zu h) .
§ 52. Lage des Gebäudes , Umgebung , Zugänglich⸗keit , Höfe . 1. Gebäude mit öffentlichen Verſammlungsräumenſollen grundſätzlich mit derjenigen Front , welche die zu den Ver⸗ſammlungsräumen führenden Haupt⸗Eingänge und ⸗Ausgänge ent⸗hält , an einer öffentlichen , durchgehenden Straße liegen und müſſendann von der gegenüberliegenden Straßenbegrenzung einen Abſtandvon mindeſtens 10 m haben ; muß zur Wahrung dieſes Abſtandesdie bezeichnete Gebäudefront hinter der Baufluchtlinie der Straßezurückbleiben , ſo darf die Fläche zwiſchen der Front und der Bau⸗fluchtlinie nicht bebaut oder irgendwie eingeſchränkt werden .
2. Von unmittelbarer Lage von Gebäuden mit Verſammlungs⸗räumen an einer öffentlichen , durchgehenden Straße ( Ziffer 1) darfnur dann abgeſehen werden , wenn das Gebäude in zwei gegenüber⸗liegenden Langſeiten Hauptausgänge nach Höfen hat , die den allge⸗meinen und beſonderen Anforderungen unter Ziffer 3 entſprechen .3. Höfe , die für die Entleerung von Verſammlungsräumen inBetracht kommen , müſſen bei Verſammlungsräumen für 200 bis1200 Perſonen mindeſtens 6 m, bei Verſammlungsräumen für mehrals 1200 Perſonen mindeſtens 9 m breit ſein und je durch eine Zu⸗oder Durchfahrt Straßenanſchluß haben . Die Höfe im Falle derZiffer 2 müſſen auch miteinander verbunden ſein , und zwar entwederdurch eine Durchfahrt oder durch eine Hofumfahrt von mindeſtensDurchfahrtsbreite . Zu⸗ oder Durchfahrten müſſen mindeſtens 4 mbreit ſein und außer der mindeſtens 2,30 mebreit anzulegenden Fahr⸗bahn erhöhte Fußgängerſteige von einer Geſamtbreite von 1 m für300 der auf ihre Benutzung angewieſenen Perſonen haben .Sind für die Entleerung eines Verſammlungsraumes außer Zu⸗oder Durchfahrten noch beſondere , unmittelbar nach der Straßeführende Flure vorgeſehen , ſo dürfen deren Breiten auf die nachdem vorhergehenden Abſatz notwendige Geſamtbreite der Fußgänger⸗ſteige der Zu⸗ oder Durchfahrten in Anrechnung gebracht werden ;ſolche Flure müſſen mindeſtens 2 mebreit ſein .

Zufahrten , Durchfahrten und unmittelbar nach der Straßeführende Flure dürfen in den Decken niemals , in den Wänden nur
ausnahmsweiſe bei größeren als den notwendigen Breiten dieſerZugänge , Offnungen haben .

4. Verſammlungsräume für mehr als 2000 Perſonen ſollengrundſätzlich nach verſchiedenen Straßen Hauptausgänge haben . Von
Hauptausgängen nach mehr als einer Straße darf nur dann abge⸗ſehen werden , wenn zwiſchen den Hauptausgängen aus den Ver⸗
ſammlungsräumen und der Anſchluß bietenden einen Straße nochVorplätze , Gärten oder Höfe von ſolchen Abmeſſungen liegen , daßdieſe Flächen die geſamte Perſonenzahl , bei Annahme von 4 Per⸗ſonen auf 1 qm Grundfläche , aufzunehmen vermögen .5. Der Polizeibehörde bleibt vorbehalten , bei ungünſtigen , inder Nachbarſchaft des geplanten Verſammlungsraumes beſtehenden
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Straßen⸗ oder Verkehrsverhältniſſen über die Anforderungen unter
den Ziffern 1 bis 4 hinausgehende Forderungen zu ſtellen , insbe⸗
ſondere einen geräumigen Vorplatz vor dem Gebäude zu verlangen ,
unter Umſtänden auch die Anlage des Verſammlungsraumes an der
geplanten Stelle überhaupt auszuſchließen .

§ 53. Sffnungen in Umfaſſungswänden . Tür⸗ und
Fenſteröffnungen in Umfaſſungswänden von Gebäuden mit Ver⸗
ſammlungsräumen müſſen gegenüber Nachbargrenzen , anderen Bau⸗
lichkeiten auf dem Grundſtück und gegenüberliegenden Bauteilen
des eigenen Gebäudes ſelbſt — unbeſchadet der Vorſchrift in § 52
Ziffer 3 — einen Abſtand von mindeſtens 6m wahren .

§ 54. Höhenlage . Galerien . 1. Der Fußboden von Ver⸗
ſammlungsräumen für 200 bis 600 Perſonen darf nicht höher als
12 m, der Fußboden von noch größeren Verſammlungsräumen nicht
höher als 8 m über Straßenhöhe liegen .

2. Ein Verſammlungsraum ſoll grundſätzlich nicht mehr als
eine Galerie haben ; eine zweite Galerie darf nur ausnahmsweiſe
und auch nur mit geſonderten , unmittelbar ins Freie führenden
Treppen für dieſe Galerie zugelaſſen werden .

3. Der Luftraum ober⸗ und unterhalb von Galerien muß eine
lichte Höhe von mindeſtens 2,80 m haben .

§ 55. Abmeſſungen und ſonſtige Verhältniſſe der
Plätze im einzelnen . 1. Die dauernde Einrichtung von Sitz⸗
plätzen in Verſammlungsräumen iſt folgenden Anforderungen und
Beſchränkungen unterworfen :

a) die Sitzplätze müſſen unverrückbar befeſtigt ſein ,
b) die Breite eines Sitzes muß mindeſtens 50 em,
c) die Tiefe von Sitzreihen mindeſtens 100 em, bei Klappſitzen

mindeſtens 80 em betragen ;
d) in ununterbrochener Reihe dürfen neben Seitengängen und

neben Vorplätzen im Saalparkett nicht mehr als 14, auf
Galerien nicht mehr als 12 Plätze , neben Mittelgängen überall
nicht mehr als die Hälfte dieſer Zahl von Plätzen vor⸗

handen ſein ;
e) an Stehplätzen dürfen höchſtens deren drei auf 1 àm Grund⸗

fläche angewieſen werden ;
) Sitzplätze ſind an Rückenlehnen oder Schranken durch fort⸗

laufende Nummern zu kennzeichnen ;
g) es müſſen die für den Verkehr innerhalb des Verſammlungs⸗

raumes und für ſeine Entleerung notwendigen Seiten⸗ , Quer⸗
und Mittelgänge vorgeſehen und unverrückbar feſtgelegt werden .

2. Bei nur gelegentlicher Beſetzung eines Verſammlungsraumes
mit Bänken , Stühlen oder Tiſchen ſind

a) ebenfalls die für den Verkehr innerhalb des Verſammlungs⸗
raumes und für ſeine Entleerung notwendigen Seiten⸗ , Quer⸗
und Mittelgänge vorzuſehen und feſt abzugrenzen ,
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b) reihenweiſe geſtellte Stühle und Bänke , unter Innehaltungeines Reihenabſtandes von mindeſtens 1 m, derart feſt mit⸗einander zu verbinden , daß ſie während des Gebrauches im
einzelnen nicht verſchoben werden können .

3. Der Ausnutzung von Verſammlungsräumen ohne Anordnungvon Sitzplätzen ſind für Saalparkett , Galerien und Podien auf 1 qmGrundfläche höchſtens 2 Perſonen zugrunde zu legen.
§ 56. Geſamtbedarf an Gängen , Türen , Fluren ,Treppen und Ausgängen ins Freie . 1. Die Gänge innerhalbeines Verſammlungsraumes , die nach den Fluren führenden Türen ,die Flure , die Treppen und die Ausgänge ins Freie müſſen je ſolcheGeſamtbreite haben , daß auf 125 der für die Benutzung des Ver⸗

ſammlungsraumes nach § 55 in Frage kommenden Perſonen min⸗
deſtens m Gang⸗ , Türs , Flur⸗ , Treppen⸗ und Ausgangsbreite ent⸗fällt . Bei Verſammlungsräumen für mehr als 600 Perſonen er⸗mäßigt ſich dieſes Verhältnis bezüglich der überſchießenden Perſonen⸗zahl auf Im für 165 Perſonen .

2. Kommen für den Verſammlungsraum mehrere Arten der
Benutzung in Frage ( § 55 Ziffern 1 - 3 ) , ſo iſt der Berechnung der
Anzahl und Breiten der notwendigen Gänge , Türen uſw . diejenigeBenutzungsart zugrunde zu legen , welche die höchſte zuläſſige Be⸗
ſucherzahl ergibt .

3. Sind mehrere in einem Geſchoß oder in verſchiedenen Stock⸗werken belegene Verſammlungsräume auf gemeinſchaftliche Flure ,Treppen und Ausgänge angewieſen , ſo iſt der Berechnung der Anzahlund Breiten der notwendigen Gänge , Türen uſw . die höchſte zuläſſigeBeſucherzahl des größten Raumes ganz , der übrigen Räume in der
Regel nur zur Hälfte zugrunde zu legen .

§S 57. Mindeſtbreiten , Mindeſtzahl und Lage der
Gänge , Türen , Flure und Ausgänge ins Freie . 1. Die
notwendigen Gänge im Saalparkett und auf den Galerien müſſen ,ebenſo wie die aus dem Verſammlungsraum nach den Flurenführenden Türen , mindeſtens 90 em breit ſein .

2. Aus jedem Verſammlungsraume müſſen mindeſtens zwei Aus⸗
gänge — die bei Verſammlungsräumen für mehr als 600 Perſonenauf zwei entgegengeſetzten Langſeiten liegen müſſen — unmittelbaroder über Flure ins Freie führen . Im übrigen müſſen Ausgängeim Verſammlungsraume in ſolcher Anzahl vorhanden und dieſe ſoverteilt ſein , daß ſie eine leichte und gleichmäßige Entleerung des

Verſammlungsraumes gewährleiſten , und daß die Beſucher auf
kürzeſtem Wege ins Freie gelangen können .

3. Flure und ins Freie führende Ausgänge müſſen mindeſtens2 m breit ſein .
Die vorgeſchriebene Mindeſtbreite der Flure muß auch gegen⸗über vortretenden Türflügeln , Wandſitzen uſw . ( § 60 Ziffer 2) vor⸗

handen ſein und darf auch durch Kleiderablagen in und an Fluren
nicht beeinträchtigt werden .
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§ 58. Treppen . 1. Die Geſamtbreite der notwendigen Treppen
beſtimmt ſich nach § 56.

2. Notwendige Treppen dürfen , zwiſchen den Handläufern ge⸗
meſſen , nicht ſchmaler als 1,25 m und nicht breiter als 2,50 m ſein .
Für Treppen von Galerien von höchſtens 30 qm Grundfläche darf
die Breite der Treppe bis auf 1m heruntergehen .

3. Verſammlungsräume , die nicht zu ebener Erde liegen , müſſen
mindeſtens zwei Treppen haben .

4. Notwendige Treppen müſſen ſo liegen , daß die Beſucher auf
kürzeſtem Wege ins Freie gelangen .

5. Notwendige Galerietreppen dürfen nicht unmittelbar in den
Saal ausmünden ; für ſolche Treppen ſind ſtets beſondere Flure oder
Vorräume vorzuſehen , und deren Ausgänge nach Lage und Ent⸗
fernung voneinander ſo anzuordnen , daß bei gleichzeitiger Entleerung
des Saalparketts und der Galerien Gegenſtrömungen nicht entſtehen
können .

6. Notwendige Treppen dürfen mit Kellerräumen nicht in un⸗
mittelbarer Verbindung ſtehen .

7. Notwendige Treppen müſſen in beſonderen Treppenräumen
liegen , die durch Fenſter in Umfaſſungswänden Licht und Luft un⸗
mittelbar von der Straße oder einem vorſchriftsmäßigen Hofe erhalten .

8. Die Treppenſtufen müſſen einen Auftritt von mindeſtens
30 em und dürfen keine höhere Steigung als 16 em haben .

9. Die Stufen geſchwungener Treppen müſſen auch an der ſchmalſtenStelle noch eine Auftrittsbreite von mindeſtens 23 em haben .
10. Freitreppen ſind nur bis zu einer Höhe von em über dem

Gelände zuläſſig und müſſen vor den Ausgangstüren Podeſte von an⸗
gemeſſener Breite haben .

11. Wendeltreppen ſind nur für Nebenzweche und nur aus⸗
nahmsweiſe geſtattet .

12. Verſchläge unter Treppen ſind verboten .

§. 59. Allgemeine Anordnung der Plätze . über die
in Ausſicht genommenen Plätze iſt ein Plan aufzuſtellen , der Geſtalt
und Größe der mit Plätzen zu beſetzenden Flächen des Verſamm⸗
lungsraumes , ſowie Anordnung , Art , Zahl und Abmeſſungen der
einzelnen Plätze , Lage und Breite der für den Verkehr innerhalbdes Verſammlungsraumes und für ſeine Entleerung freizuhaltenden
Gänge , der aus dem Verſammlungsraum führenden Türen und der
Flure , Treppen , Ausgänge ins Freie , Zu⸗ oder Durchfahrten uſw .
erſehen läßt .

Soll der Verſammlungsraum verſchiedenartig benutzt werden
6G 55) , ſo iſt für jede Benutzungsart ein beſonderer Plan aufzuſtellen .Die Pläne und ſpätere Anderungen bedürfen der Feſtſtellung
durch die Polizeibehörde .

Plätze , die in den feſtgeſtellten Plänen nicht vorgeſehen ſind ,
dürfen nicht angeordnet werden .
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§ 60. Sicherung der Rückzugswege . 1. Alle Ausgängemüſſen als ſolche mit großer Schrift gekennzeichnet ſein und dem
Publikum ſtets zur Benutzung frei ſtehen . Die nächſten Wege zuden Ausgängen müſſen durch rote , gut beleuchtete Richtungspfeilean den Wänden bezeichnet ſein .

2. Auf Fluren und Treppen ſind dem Verkehr hinderliche Ein⸗bauten unſtatthaft . Türen müſſen nach außen aufſchlagen und anden Wänden durch ſelbſttätige Federn feſtgehalten werden . Vorſtehendeoder ganz herumſchlagende Türflügel ſowie Wandtiſche , Bordbretterund Wandſitze für das Hausperſonal dürfen auf Fluren höchſtens15 em vorſpringen , aber die vorgeſchriebene Flurbreite nicht be⸗
ſchränken . Schwellenerhöhungen in Türen ſind verboten .

3. Schiebetüren in Rückzugswegen ſind verboten .
4. Türverſchlüſſe müſſen durch einen einzigen Griff in Höhevon etwa 1,0 m über dem Fußboden von innen leicht zu öffnen ſein .Kanten⸗ und Schubriegel ſind verboten .

§ 61. Fenſter . 1. Alle Fenſter müſſen mindeſtens einen be⸗
weglichen , von innen bequem mit einem einzigen Griff leicht zuöffnenden Flügel von mindeſtens 35 em lichter Breite und mindeſtens
1. ,25 em lichter Höhe haben . “

2. Gitter vor den Fenſtern ſind nur zuläſſig , wenn ſie ſich zu⸗gleich mit den Fenſterflügeln öffnen laſſen und deren Aufſchlagen
nicht hindern .

Ausnahmen ſind für Kaſſenräume zuläſſig .
§ 62. Kleiderablagen . Beſondere Kleiderablagen zu ver⸗

langen , bleibt für jeden Einzelfall dem Ermeſſen der Polizeibehörde
vorbehalten ; gegebenenfalls ſind die Beſtimmungen des §S 19 zum
Anhalt zu nehmen .

§ 63. Bauart der Wände , Decken und Dächer . 1. Die
Umfaſſungswände von Gebäuden mit Verſammlungsräumen , die
inneren Wände von Verſammlungsräumen , die Umſchließungswände
notwendiger Treppen und die Wände und Decken der nach Ver⸗
ſammlungsräumen führenden Zufahrten , Durchfahrten und Flure
müſſen , ſoweit nicht an ſolche an anderen Stellen dieſer Verordnung
weitergehende Anforderungen geſtellt ſind , feuerfeſt ſein . Einge⸗
ſchoſſige Gebäude mit Verſammlungsräumen dürfen Wände von aus⸗
gemauertem und beiderſeitig feuerſicher bekleidetem Holzfachwerk haben .

2. Die Decken von Verſammlungsräumen müſſen im allgemeinen
feuerſicher , ſolche unter Räumen zu dauerndem Aufenthalt von Menſchen
aber feuerfeſt ſein ; in eingeſchoſſigen Gebäuden , in welchen das Dach
zugleich die Decke des Raumes bildet , ſind ungeputzte , gehobelte
Holzdecken zuläſſig . Die Decken der Treppenräume notwendiger
Treppen müſſen feuerſicher ſein .

3. Dächer ſind feuerſicher einzudecken .

§ 64. Bauart der Treppen . 1. Alle notwendigen Treppen
müſſen feuerfeſt ſein und auf beiden Seiten aus unverbrennlichen



510 Offentliche Verſammlungsräume und dergl .

Stoffen hergeſtellte Geländer oder Handläufer ohne freie Enden
haben . Liegen Verſammlungsräume nur im J. Stockwerk , und be⸗
finden ſich über dieſem keine zu dauerndem Aufenthalte von Menſchenbeſtimmte Räume , ſo ſind für ſolche Verſammlungsräume feuerſichere
Treppen ausreichend .

2. Freitragende Treppen ſind verboten .

§ 65. Bauart der Rauch⸗ und Luftabzüge , Ober⸗
lichte , Lichthöfe . 1. Umſchließungen von Rauch⸗ und Luftabzügenſowie von Oberlichten zwiſchen Decken und Dach müſſen feuerfeſt ſeinund 50 em über Dach gehen ; letzteres gilt auch von Umfaſſungs⸗
wänden von Lichthöfen .

2. Lichthoffenſter ſind aus Metall und aus Draht⸗ oder Elektro⸗
glas herzuſtellen ; die Scheiben müſſen ſo befeſtigt ſein , daß ſie unter
Hitzeeinwirkung nicht herausfallen .

3. Unterhalb äußerer Oberlichte , die nicht mit Drahtglas einge⸗deckt ſind , müſſen Drahtſchutznetze vorhanden ſein.
§. 66 . Feuergefährliche Betriebe und Lagerräume in

der Nähe von Verſammlungsräumen . 1. In Gebäuden mit
Fabriken oder Werkſtätten für feuergefährliche Betriebe , oder mit
Lagerräumen für leicht brennbare Gegenſtände dürfen Verſammlungs⸗räume nicht vorhanden ſein .

2. Auf Grundſtücken mit Vetrieben oder Lagerräumen der vor⸗
bezeichneten Art dürfen Gebäude mit Verſammlungsräumen nur unter
beſonderen Sicherheitsvorkehrungen vorhanden ſein ; keinesfalls dürfendie Flure und Durchfahrten für die Fabrik⸗ und Lagerräume auchgleichzeitig zu den Verſammlungsräumen führen .

§ 67. Beleuchtung . 1. Die Verwendung von Mineralölen
zur Beleuchtung von Verſammlungsräumen iſt nur mit beſondererpolizeilicher Erlaubnis geſtattet .

2. Für elektriſche Beleuchtungseinrichtungen ſind bis auf weiteresdie vom „ Verbande deutſcher Elektrotechniker “ für die Errichtungund für den Betrieb elektriſcher Starkſtromanlagen aufgeſtellten Vor⸗
ſchriften maßgebend .

3. Abſperrvorrichtüngen für Gasleitungen müſſen ſo liegen , daßſie von Unbefugten nicht erreicht werden können . Bleiröhren in
Gasleitungen ſind unzuläſſig .

4. Die Entfernung zwiſchen Gasflammen und brennbaren Stoffenmuß , in ſenkrechter Richtung nach oben gemeſſen , mindeſtens 1 m,in ſeitlicher Richtung mindeſtens 60 em betragen ; falls dieſe Ent⸗
fernungen nicht innegehalten werden können , müſſen dazwiſchen aus⸗reichend große Schutzbleche angebracht werden ; dieſe dürfen auf ver⸗
brennlichen Gegenſtänden nicht unmittelbar aufliegen .5. Freihängende Beleuchtungskörper müſſen beſonders ſorgfältig ,ſchwerere oder in gefahrdrohender Höhe hängende ſtets doppelt be⸗
feſtigt ſein ; bei elektriſchen Anlagen gilt die Zuleitung nicht als Be⸗
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feſtigung im Sinne dieſer Forderung . Die Glocken von Kugellampenmüſſen mit einem Drahtſchutznetz umgeben ſein . !

6. Beleuchtungskörper in Fluren und Treppenräumen ſowie in ,dem Publikum zugänglichen Nebenräumen müſſen mit ihrer Unter⸗
kante mindeſtens 2 müber Fußboden liegen . Gasflammen dürfennur Hähne für loſe Schlüſſel haben .

7. Die Verwendung gewöhnlicher Gummiſchläuche zur Zuleitungvon Gas , auch für kurze Entfernungen , iſt verboten ; es dürfen nur
auf die Rohre mit Gewinden aufzuſchraubende Spiral - oder ähnliche
Schläuche Verwendung finden .

8. Gasmeſſer dürfen nur in Näumen aufgeſtellt werden , die von
feuerſicheren Decken ohne Offnungen und von maſſiven Wänden um⸗
ſchloſſen ſind , unmittelbar von außen Licht erhalten und ausreichend
zu entlüften ſind .

9. Anlagen für elektriſche Beleuchtungen ſind jährlich von
einem von der Polizeibehörde anerkannten Sachverſtändigen zu
unterſuchen ; über das Ergebnis der Unterſuchung iſt der Polizeibe⸗
hörde eine mit dem Gutachten des Sachverſtändigen verſehene ſchrift⸗liche Anzeige zu erſtatten .

10. Gasbeleuchtungsanlagen ſind alljährlich mindeſtens einmal
ſorgfältig durch einen Sachverſtändigen auf ordnungsmäßige Be⸗
ſchaffenheit , insbeſondere auf Dichtigkeit , zu unterſuchen ; über das
Ergebnis der Unterſuchung iſt eine Beſcheinigung des Sachverſtän⸗
digen der Polizeibehörde vorzulegen .

11. Eine ausreichende Notbeleuchtung iſt nach näherer Angabeder Polizeibehörde einzurichten ; Mineralöle und Spiritus dürfen für
dieſen Zweck nicht verwendet werden .

§ 68. Zentralheizung . Zentralheizungen müſſen den Vor⸗
ſchriften des § 37 unter den Ziffern 2, 3, 6 und 7 entſprechen .

§ 69. Waſſerverſorgung , Feuerlöſcheinrichtungen .
Beſtimmungen über Waſſerverforgung , Feuerlöſch⸗ und Feuermelde⸗
einrichtungen , Stellung einer Feuerwache und Aushängung von Grund⸗
rißplänen bleiben dem Ermeſſen der Polizeibehörde vorbehalten .

§ 70. Kinematographiſche Vorführungen in Verſamm⸗
lungsräumen . Bei kinematographiſchen Vorführungen in öffent⸗
lichen Verſammlungsräumen iſt zwiſchen der Projektionsleinwand und
der erſten Sitzreihe eine Entfernung von mindeſtens 3 m innezu⸗
halten . Außerdem darf die Polizeibehörde gebotenen Falles :

a) für die Gänge in dem Saale und die Ausgänge aus demſelben
größere als die in den 88 56 und 57 vorgeſchriebenen Breiten

) Drahtſchutznetze werden nur für die Glocken der großen
Bogen⸗ und Kugellampen verlangt . Für die Glocken ſogenannter
Sparlampen mit eingeſchloſſenem Lichtbogen , elektriſcher Dauerbrand⸗
lampen , ſowie von Glühlampen gilt dieſe Forderung nicht . ( Preuß .
Runderlaß vom 10. Dezember 1909 . )
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fordern und hierbei bis zu dem für Theater feſtgeſetzten Ver⸗
hältnis von 70 Perſonen auf 1 m (§ 6 Ziffer 7) gehen ,

b) eine ausreichende Lüftung der Räume verlangen .

§ 71. Bazare , Ausſtellungen , Koſtümfeſte und der⸗
gleichen in Verſammlungsräumen . Die Veranſtaltung von
Bazaren , Ausſtellungen , Koſtümfeſten und ähnlichen Unternehmungenin Verſammlungsräumen unterliegt folgenden Sonderanforderungen :

a) Zur Ausſtattung der Säle , Flure und Treppen , ſowie zur Her⸗
ſtellung von Einbauten , Buden u. dergl . dürfen nur ſchwer
entflammbare oder ſchwer entflammbar gemachte Stoffe ver⸗
wendet werden .

Natürliche Gewinde aus Laub⸗ oder Nadelholzzweigen und
dergl . dürfen , ebenſo wie Bäume , nur ſo lange , als ſie noch
friſch ſind , Verwendung finden .

b) Die Verwendung von unverwahrtem Feuer und Licht , auch
zum Anzünden von Gasflammen , iſt verboten .
Spiritus und Mineralöle ( Petroleum , Gasäther u. dergl . ) dürfen
zu Koch⸗ oder Heizzwecken nicht verwendet werden ; bei
Verwendung von Gas greifen die Vorſchriften des § 67
Ziffer 7 Platz .
Elektriſche Bogenlampen müſſen mit metallenen Fangtellern
von mindeſtens 10 em Durchmeſſer verſehen ſein 1), elektriſche
Dauerbrandlampen mit doppelt eingeſchloſſenen Lichtbogen be⸗
dürfen keiner weiteren Schutzvorkehrungen ; die Glocken von
elektriſchen Bogenlampen müſſen mit einem Drahtſchutznetz um⸗
geben ſein . ?)

e) Rauchverbote ſind durch Anſchläge beſonders bekannt zu geben .
) Gegen überfüllung der Räume iſt Vorſorge zu treffen .

g) Zu photographiſchen Aufnahmen mittels Blitzlichts iſt beſondere
polizeiliche Erlaubnis erforderlich .

h) Packmaterial iſt in beſonderen geſicherten Räumen unterzu⸗
bringen . Putzlappen ſind in metallenen , mit Deckel und Füßen
verſehenen Behältern aufzubewahren .

Weitergehende Anforderungen zu ſtellen , beſonders bezüglich der
Aufſtellung von Tiſchen , Stühlen und Ausſtellungsgegenſtänden , der
Einrichtung von Buden und Einbauten , der für den Verkehr inner⸗
halb der Verſammlungsräume notwendigen Gänge , ſowie in bezug
auf Ausſtellungen oder Veranſtaltungen beſonderer Art , bleibt für
jeden Einzelfall der Polizeibehörde vorbehalten .

Für die Befolgung der vorſtehenden Vorſchriften iſt der Polizei⸗
behörde gegenüber , unbeſchadet der allgemeinen Strafvorſchriften , ſo⸗
wohl der Veranſtalter als auch derjenige verantwortlich , der die fürdie Veranſtaltung benutzten Räume hergegeben hat . Geſellſchaften ,

C—

d —

) Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Sparbogenlampen
( Preuß . Runderlaß vom 10. Dezember 1909 ) .

) Siehe die Anm . zu 8§ 67 Ziffer 5.
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Vereine , Komitees und dergleichen , die Unternehmungen der in Rede
ſtehenden Art in Verſammlungsräumen veranſtalten , haben der
Polizeibehörde diejenigen Mitglieder zu bezeichnen , die für die Ver⸗
anſtaltung im Sinne dieſer Beſtimmung beſonders verantwortlich ſind .

§ 72. Zeitweilige Verſammlungsräume . Auf baulicheAnlagen , die nur vorübergehend als Verſammlungsräume benutztoder nur vorübergehend zu ſolchem Zweche errichtet werden , findenvon vorſtehenden Beſtimmungen die auf eine ſchnelle und gefahrloſeEntleerung (§8S 56 bis 58 und 60) ſowie die auf die Einrichtung und
Unterhaltung einer Notbeleuchtung ( § 67 Ziffer 11) abzielenden Vor⸗
ſchriften Anwendung , während die Feſtſetzung der ſonſtigen baulichenund Betriebsforderungen in jedem einzelnen Falle dem Ermeſſen der
Polizeibehörde vorbehalten bleibt .

C. Sffentliche Verſammlungsräume mit einer Bühnen⸗anlage für gelegentliche Theateraufführungen G2 : Zu O) .
§ 73. Im allgemeinen . Offentliche Verſammlungs⸗räume mit einer Bühnenanlage für gelegentliche Theateraufführungenunterliegen den allgemeinen Anforderungen an Verſammlungsräumeund außerdem folgenden :
§ 73a . Höhenlage . Der Bühnenſaal darf nicht höherals im erſten Obergeſchoß liegen.
§ 73b . Galerien . Der Bühnenſaal darf nicht mehr alseine Galerie haben .

Sonderbeſtimmungen .
§ 74. Kleiderablagen . 1. Für die Zuſchauer müſſenKleiderablagen mit Ausgabetiſchen vorhanden ſein ; ſie müſſen reich⸗lich bemeſſenen Platz vor den Ausgabetiſchen haben und ſo liegen ,daß Gegenſtrömungen tunlichſt ausgeſchloſſen ſind .
2. Bei Kleiderablagen an Fluren gegenüber von ſeitlichen Zu⸗

gängen zum Zuſchauerraum und gegenüber von notwendigen Aus⸗
gängen müſſen die Ausgabetiſche ſo weit zurückliegen , daß die Breitedes davorliegenden Flurs um mindeſtens ein Drittel der ſonſt ge⸗botenen Flurbreite vergrößert wird ; die Breite eingebauter Pfeilerwird dabei nicht mitgerechnet ; zwiſchen ſolchen und der Vorderkanteder Ausgabetiſche muß ein mindeſtens 1,25 m breiter Zwiſchenraum
vorhanden ſein .

3. Für je 20 der auf die Kleiderablage angewieſenen Perſonen
muß mindeſtens 1m Ausgabetiſchlänge vorhanden ſein . Die Kleider⸗
ablage muß ſich über die ganze notwendige Ausgabetiſchlänge er⸗
ſtrecken und eine gleichmäßige Tiefe haben .

§ 75. Ankleideräume für die Darſteller . 1. Für die
Darſteller müſſen ausreichende , den baupolizeilichen Anforderungenan Räume zu dauerndem Aufenthalt von Menſchen entſprechende An⸗
kleideräume vorhanden ſein .

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 33
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2. Sollen auf der Bühnenanlage gelegentlich gewerbsmäßige
Aufführungen der in den 88 32 und 33a der Reichsgewerbeordnung
behandelten Art veranſtaltet werden , dann müſſen die Ankleideräume
in baulichem Zuſammenhange mit der Bühne ſtehen und von dieſer
aus bequem zu erreichen ſein .

§ 76. Rückzugswege von der Bühne und für die An⸗
kleideräume der Darſteller . Von der Bühne und den Ankleide⸗
räumen der Darſteller aus muß eine mindeſtens 1 mbreite , feuer⸗
feſte , unmittelbar ins Freie führende , nicht dem allgemeinen Verkehr
dienende Treppe ſicher erreichbar ſein ; außerdem muß noch ein zweiter
geſicherter Rückzugsweg vorhanden ſein .

§ 77. Wohn⸗ , Schlaf - und dergleichen Räume ober⸗
halb des Verſammlungsraumes . Oberhalb des Verſammlungs⸗
raumes ſind Wohn⸗ und Schlafräume überhaupt nicht , andere Räume
zu dauerndem Aufenthalte von Menſchen nur mit der Maßgabe ge⸗
ſtattet , daß dieſe Räume beſondere , unmittelbar ins Freie führende
Treppen haben ; über die Bauart der Decke des Verſammlungsraumes
unter ſolchen Räumen vergleiche § 63 Ziffer 2.

§ 77a . Podium . Das Podium muß feuerfeſt und undurch⸗
brochen ſein . Die Grundfläche des Podiums darf keinesfalls 110 qm
überſchreiten .

§ 77b . Ausſtattung des Bühnenraumes . Ein
Schnürboden , Galerien oder Laufſtege dürfen nicht vorhanden ſein .

§ 77c . Dekorationen . Die Dekorationen müſſen unver⸗
brennlich ſein .

§ 78. Vorhang . Die Bühnenöffnung iſt gegen den Zu⸗
ſchauerraum durch einen Vorhang aus ſchwer entflammbarem Stoff
abzuſchließen .

§ 79. Innerer Ausbau des Bühnenraumes . 1. Tra⸗
gende Konſtruktionsteile für den inneren Ausbau des Bühnenraumes
müſſen aus unverbrennlichen Stoffen beſtehen . Freiliegendes Holz⸗
werk muß gehobelt oder auf andere geeignete Weiſe gegen ſchnelles
Entflammen geſichert ſein .

2. Zugvorrichtungen für ſzeniſche Verwandlungen müſſen , ab⸗
geſehen von Handſeilen , aus Drahtſeilen beſtehen .

3. Es müſſen Vorkehrungen dagegen getroffen ſein , daß Per⸗
ſonen in die Bahn von Gegengewichten geraten können .

§ 80. Feuerwehrleitern . An den Außenfronten des
Gebäudes ſind auf Erfordern der Polizeibehörde eiſerne , in Höhe
von 2,5 bis 3 müber dem Erdboden beginnende Leitern anzubringen ,
deren Holme 1,0 m über Dach gehen und dort Neigung nach der
Dachfläche haben .

881 . Rauchabführung . Der Bühnenraum muß aus⸗
reichende Rauchabzüge haben .
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§ 82. Feuermeldung . Die örtliche Feuerlöſchhilfe mußſofort herbeigerufen werden können .

§ 83. Aufbewahrung und Einſtellung von Dekora⸗tionen . 1. Dekorationen und Möbel dürfen ſich nur in Magazin⸗räumen und auf der Bühne befinden , auf letzterer aber nur die⸗
jenigen , die für das gerade vorzuführende Stück gebraucht werden .2. Zwiſchen den zur Benutzung eingeſtellten Dekorationen undden Umfaſſungswänden der Bühne muß ein Gang von mindeſtensIm Breite frei bleiben ; dieſe Breite darf auch durch Gewichtszügean der Wand nicht beeinträchtigt werden .

3. Die Magazinräume für Dekorationen oder Requiſiten dürfenkeine größere Grundfläche als 20 v. H. der Bühnenfläche haben undmüſſen feuerfeſt umſchloſſen ſein .
§ 84 . Höchſtzahl der Darſteller auf der Bühne undin Ankleideräumen . Bei Vorſtellungen und Proben dürfen aufder Bühne höchſtens ſo viele darſtellende Perſonen ſich befinden , daßauf jede Perſon mindeſtens 2 am Bühnenfläche entfällt ; dies giltſinngemäß auch für die Ankleideräume der Darſteller .

§ 85 . Beleuchtung , Heizung , Lüftung , Feuer undLicht , Feuerwerk , leicht feuerfangende Gegenſtände ,Rauchen . 1. Für ausreichende Beleuchtung , Heizung und Lüftungiſt Sorge zu tragen .
2. Für größere Verſammlungsräume darf elektriſche Beleuch⸗tung und Zentralheizung vorgeſchrieben werden .
3. Das Betreten der Bühnenräume mit unverwahrtem Feuerund Licht iſt verboten .
4. Rauchen während einer Vorſtellung auf der Bühne iſt nurauf Grund beſonderer polizeilicher Erlaubnis zuläſſig .5. Offenes Feuer und Feuerwerk ſowie die Verwendung vonSpiritus , Mineralöl und ähnlichen feuergefährlichen Stoffen auf derBühne ſind verboten . Ausnahmen ſind nur mit beſonderer polizei⸗licher Erlaubnis zuläſſig .
6. Für Schüſſe dürfen nur Pfropfen aus nicht feuerfangendenStoffen , wie Kälberhaare oder Asbeſtwolle , verwendet werden .7. Auf der Bühne zur Verwendung kommende Gegenſtändeleicht entzündlicher Art , wie Schleier , künſtliche Blumen , Tüll⸗ und

Gazekleider u. dergl . , müſſen gegen Entflammen in wirkſamer Weiſegeſchützt ſein .

§ 86. Reinigung der Räume und der Dekorationen .Die Räume der Anlage und die Dekorationen ſind tunlichſt ſtaub⸗frei zu halten und alljährlich mindeſtens einmal nach vorgängigerAnzeige bei der Polizeibehörde gründlich zu reinigen .
§ 87. Dauer der Notbeleuchtung . Die NotbeleuchtungG 67 Ziffer 11) muß im Zuſchauerraum von Einlaß der Zuſchauer ,im Bühnenraum von Eintritt der Darſteller ab, und jedenfalls bisnach Leerung des Hauſes in Wirkſamkeit ſein . 5

33 *
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888. Verkehrshinderniſſe . Treppenpodeſte und Flure
müſſen von jeder Behinderung desß Verkehrs freigehalten werden .

§ 89 . Anzeige von Neuaufführungen . Die letzte Probe
eines Stückes vor deſſen erſter öffentlicher Aufführung iſt der Polizei⸗
behörde mindeſtens 24 Stunden vorher behufs Üüberwachung und An⸗
ordnung der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln anzuzeigen .

§ 90. Alarmierung des Perſonals . Die ſofortige Alar⸗
mierung des geſamten Perſonals bei Ausbruch eines Brandes muß
durch Signaleinrichtungen ſichergeſtellt ſein .

D. OSffentliche Verſammlungsräume mit einem Bühnen⸗
podium für Vorträge und Schauſtellungen (§8 2: Zu D) .

§ 91. Im allgemeinen . Sffentliche Verſammlungsräume
mit einem Bühnenpodium für Geſangs⸗ oder deklamatoriſche Vor⸗
träge , oder für Schauſtellungen unter Mitwirkung von höchſtens vier
Perſonen , unterliegen den allgemeinen Anforderungen an Verſamm⸗
lungsräume und außerdem folgenden

Sonderbeſtimmungen .

§ 92. Ankleideräume für die Darſteller . 1. Ankleide⸗
räume für die Darſteller müſſen den baupolizeilichen Anforderungen
an Räume zu dauerndem Aufenthalt von Menſchen entſprechen .

2. Sollen auf dem Podium gewerbsmäßige Aufführungen der
in §8 33a der Reichsgewerbeordnung behandelten Art ſtattfinden , dann
müſſen für die Darſteller den Anforderungen der Ziffer 1 entſprechende
Ankleideräume vorhanden ſein ; auch müſſen dieſe in baulichem
Zuſammenhange mit dem Podium ſtehen und von ihm aus bequem
zu erreichen ſein .

§ 92a . Podium . 1. Die Umfaſſungswände und Decke des
Podiums müſſen feuerfeſt ſein .

2. Der Fußboden des Podiums muß feuerfeſt und undurch⸗
brochen ſein , wenn darunter andere benutzbare Räume liegen . Andern⸗

falls genügt eine Herſtellung der Podiumfläche aus Holz mit unterer
feuerſicherer Bekleidung . Ein etwaiger Hohlraum unter dem Podium
darf nicht zur Aufbewahrung von Gegenſtänden benutzt werden . Die
Unterkonſtruktionen in der Nähe der Lichtleitungen müſſen feuer⸗
ſicher hergeſtellt ſein .

3. Die Grundfläche des Podiums darf keinesfalls 33 qm über⸗
ſchreiten .

§ 92b . Dekorationen . Die Dekorationen des Podiums
müſſen unveränderlich , unverbrennlich und mit dem Podium dauernd
feſt verbunden ſein .

§ 93. Vorhang . Wird die Bühnenöffnung gegen den Zu⸗
ſchauerraum durch einen Vorhang abgeſchloſſen , ſo muß dieſer aus
einem ſchwer entflammbaren Stoff beſtehen .
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§ 94 . Beleuchtung , Heizung . 1. Für größere Ver⸗
ſammlungsräume mit Podium darf elektriſche Beleuchtung und Zen⸗tralheizung gefordert werden .

2. Beleuchtungskörper des Podiums ſind mit Drahtkörben oder
ähnlichen Vorrichtungen zu umgeben , die verhindern , daß die Klei⸗
dungsſtücke der Darſteller mit den Beleuchtungskörpern in Berührungkommen können .

§ 95 . Unverwahrtes Feuer und Licht , Feuerwerk .Die Verwendung von offenem Feuer und Licht ſowie von Feuer⸗werk auf dem Podium iſt nur mit beſonderer polizeilicher Erlaubnis
zuläſſig .

E. Offentliche Verſammlungsräume mit einem Podiumohne bühnenmäßige Ausſtattung für Aufführungen , dieüber den Rahmen einfacher Vorträge und Schauſtellungen
hinausgehen ( § 2: Zu Eh).

§ 95a . Höhenlage . Der Saal darf nicht höher als im
erſten Obergeſchoß liegen .

§ 95b . Anordnung der Plätz e . 1. Loſe Tiſche und
Stühle ſind nur in Logen ſtatthaft .

2. Der Saal darf nicht mehr als eine Galerie haben .
§ 956 . Podium . 1. Die Umfaſſungswände und Decke des

Podiums müſſen feuerfeſt ſein .
2. Der Fußboden des Podiums muß feuerfeſt und undurch⸗brochen ſein , wenn darunter andere benutzbare Räume liegen . Andern⸗

falls genügt eine Herſtellung der Podiumfläche aus Holz mit unterer
feuerſicherer Bekleidung . Ein etwaiger Hohlraum unter dem Podium
darf nicht zur Aufbewahrung von Gegenſtänden benutzt werden . Die
Unterkonſtruktionenz in der Nähe: der ! Lichtleitungen müſſen feuer⸗
ſicher hergeſtellt ſein .

3. Die Grundfläche des Podiums darf keinesfalls 110 qmüberſchreiten . 5

§ 95d . Ausſtattung des Podiums . 1. Die Decke
des Podiums muß in einer Höhe liegen , um das Aufhängen von De⸗
korationen unmöglich zu machen . Ein Höherliegen iſt nur inſoweit
zuläſſig , als die Anordnung von Beleuchtungskörpern es erfordert .2. Schnürboden , Galerien oder Laufſtege , Soffitten , Kuliſſen oder
ſonſtige Verſatzſtücke , Tür⸗ und andere Vorhänge dürfen nicht vor⸗
handen ſein . Geſtattet ſind ein Vorhang , zwei Hinterhänge vor der
Rückwand und den Seitenwänden , die ſämtlich ſeitlich zu bewegenſein müſſen , vor den beiden Seitenwänden einige Verſatzſtücke , deren
Geſamtfläche !für eine Vorſtellung nicht größer als die Vorhangfläche
ſein darf , einige Requiſiten aus ſchwer entflammbarem Material , wie
Tiſche , Stühle und dergl . Vorhänge müſſen aus unverbrennlichen
Stoffen ( Asbeſt ) beſtehen .
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§ 95e . Beleuchtung . 1. Soffittenbeleuchtungen ſind un⸗

zuläſſig . Die Beleuchtung muß elektriſch , unbeweglich und bis auf
die Lichtöffnungen feuerſicher ummantelt ſein .

2. Rampenbeleuchtungen ſind zuläſſig , wenn ſie außerhalb des

Vorhanges angebracht werden .

§ 95f . Aufbewahrungsräume für Requiſiten .
Es müſſen vorſchriftsmäßige ausreichend große und feuerfeſt um⸗
ſchloſſene Aufbewahrungsräume für Verſatzſtücke und Requiſiten vor⸗
handen ſein .

§ 95g9. Feuerwache . Weitere Forderungen , insbeſondere
die Forderung nach Stellung einer Feuerwache , bleiben der Entſcheidung
der Polizeibehörde vorbehalten .

F. Zirkusanlagen (§8 2: Zu P) . ! )

III . Beſtehende Anlagen .

§ 123. Allgemeine Grundſätze . Theater , öffentliche Ver⸗
ſammlungsräume und Zirkusanlagen , die bei Inkrafttreten dieſer
Verordnung ſchon vorhanden ſind , unterliegen folgenden Beſtim⸗
mungen :

1. Erneuerungen ( Reparaturen ) , Veränderungen , Ergänzungen
und Umbauten ſind in der Regel nach den Anforderungen an neue
Anlagen ( Abſchnitt II ) auszuführen .

2. Die Genehmigung baulicher Maßnahmen , die eine erhebliche
Veränderung einer beſtehenden Anlage herbeiführen würden , darf
davon abhängig gemacht werden , daß gleichzeitig die von dem Bau⸗
vorhaben nicht berührten Teile der Anlage , ſoweit ſie den Anforde⸗
rungen des Abſchnitts Il nicht entſprechen , mit dieſen in Übereinſtim⸗
mung gebracht werden .

3. Wird ein mit einer Bühnenanlage für Theateraufführungen
verſehener öffentlicher Verſammlungsraum , der bei Inkrafttreten der
gegenwärtigen Verordnung nur gelegentlich zu Theateraufführungen
( § 2: Zu A) benutzt werden durfte , nicht mehr nur gelegentlich zu
ſolchen Aufführungen benutzt , ſo muß der Verſammlungsraum mit
den Anforderungen in Übereinſtimmung gebracht werden , die Ab⸗
ſchnitt II an Volltheater ſtellt .

4. Wird ein mit einem Bühnenpodium verſehener öffentlicher
Verſammlungsraum , der bei Inkrafttreten der gegenwärtigen Ver⸗
ordnung nur für Geſangs⸗ oder deklamatoriſche Vorträge oder für
Schauſtellungen von Perſonen benutzt werden durfte , fernerhin zu
Theateraufführungen ( 8 2: Zu A) benutzt , ſo muß der Verſamm⸗
lungsraum , je nachdem die Theateraufführungen nur gelegentlich
oder nicht nur gelegentlich erfolgen , mit den Anforderungen in über⸗
einſtimmung gebracht werden , die Abſchnitt II unter Boder A ſtellt .

1) Siehe die Fußnote Seite 504.
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5. Auch unabhängig von den Vorausſetzungen unter denZiffern 1 bis 4 müſſen , ſoweit Gründe der öffentlichen Sicherheit esgeboten und unaufſchiebbar erſcheinen laſſen , beſtehende Anlagen mitden Anforderungen des Abſchnilts Il in Ubereinſtimmung gebrachtwerden .
6. Sollen Räume , die für Unterrichtszwecke beſtimmt ſind , ge⸗legentlich zu öffentlichen Aufführungen benutzt werden , bedürfenſie hierzu einer beſonderen baupolizeilichen Genehmigung der Po⸗lizeibehörde .

§ 124 . Betriebsvorſchriften . Die Betriebsvorſchriften fürneue Theater und neue Zirkusanlagen ( 8 40 - 50 und 8 120 ) findenauch auf beſtehende Anlagen Anwendung.

IV. Allgemeine Beſtimmungen .
§ 125 . Baupläne . Entleerungsberechnung . Die zurGenehmigung von neuen Anlagen einzureichenden Zeichnungen ſindin der Regel im Maßſtabe von 1: 100, bei Bauten beſonders großenUmfanges in der Regel im Maßſtabe von 1 : 150 darzuſtellen . Indie Grundriſſe und Schnitte müſſen außer den geplanten Plätzen uſw .( 8 15, 59 und 104 ) alle wichtigen Maße eingetragen ſein ; außerdemſind in die Grundriß - und Schnittzeichnungen des Entwurfs fürTheater die Ordinaten des Parketts , der Rangabſtufungen ſowieder Flurfußböden , bezogen auf den Schnittpunkt des eiſernen Vor⸗

hanges mit dem Bühnenpodium , in diejenigen für Zirkusanlagendie Ordinaten der Arena , der Ringe ſowie der Flurfußböden ein⸗
zuſchreiben .

Den Zeichnungen für neue Anlagen , nötigenfalls auch denjenigenfür eine Veränderung vorhandener Anlagen , iſt eine Berechnung der
für die Entleerung der Zuſchauer⸗ , Bühnen⸗ , Verſammlungs⸗ und der⸗
gleichen Räume in Betracht kommenden Breiten der Gänge , Türen ,Flure , Treppen , Ausgänge ins Freie , gegebenenfalls auch der Zu⸗und Durchfahrten , beizugeben .

ber Heizungs⸗ , Lüftungs⸗ , Beleuchtungs⸗ und Waſſerleitungs⸗einrichtungen ſind auf Erfordern der Polizeibehörde Überſichtszeich⸗nungen vorzulegen .
Allen Bauzeichnungen iſt eine Baubeſchreibung , die auch die anden wichtigeren Bauteilen zur Verwendung kommenden Bauſtoffe er⸗

ſehen läßt , beizufügen .
Zeichnungen , Entleerungsberechnung und Baubeſchreibung ſindſtets in zwei Ausfertigungen einzureichen .
§ 126 ( Abſ 1). Ausnahmen und Dispenſe . Soweit dieſe

Verordnung gegenüber einzelnen Anforderungen Ausnahmen aus⸗
drücklich zuläßt , hat über deren Bewilligung die Polizeibehördezu befinden .
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Hinſichtlich der Begriffe „ feuerfeſt “ und „feòĩerſicher “ iſt in
der Anlage zu der preußiſchen Muſterpolizeiverordnung folgendes
beſtimmt :

„J. Als feuerfeſt im Sinne der vorſtehenden Verordnung gelten
außer den maſſiven bis auf weiteres folgende Konſtruktionen :

a) Decken aus unverbrennlichen Bauſtoffen , z. B. Könenſche
Voutenplatten , Kleineſche Decken und ähnliche Konſtruktionen ;

b) Wände aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , glutſicher um⸗
hüllte Eiſenfachwerkswände , Wände aus gebrannten Steinen
mit Eiſeneinlage und dergleichen Konſtruktionen ;

c) Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , aus Kunſt⸗
ſtein mit Eiſeneinlage und dergleichen Konſtruktionen . Treppen
aus Hauſteinen gelten nicht als feuerfeſt .

Decken , Wände und Treppen mit nicht glutſicher umhüllten
Eiſenteilen gelten nicht als feuerfeſt . Zur glutſicheren Ummantelung
von Eiſenkonſtruktionen ſind ſchlechte Wärmeleiter zu verwenden ,
die geeignet ſind , die Üübertragung hoher Wärmegrade auf die Eiſen⸗
teile zu verhindern .

II. Als feuerſicher im Sinne der vorſtehenden Verordnung
gelten außer den feuerfeſten bis auf weiteres folgende Konſtruktionen :

a) Decken , die zwar aus unverbrennlichen Bauſtoffen beſtehen ,
aber nicht glutſicher umhüllte Eiſenteile aufweiſen , ferner
ausgeſtakte , mit unverbrennlichen Bauſtoffen ausgefüllte und
unterhalb durchweg mit Kalk⸗ oder Zementmörtel verputzte
oder mit einer gleich wirkſamen Bekleidung verſehene Holz⸗
balkendecken ;

b) Wände aus Gips⸗, Kunſtſtein⸗ oder dergleichen Platten , ferner
beiderſeits verputzte Brettwände oder ausgemauerte Fachwerks⸗
wände , Rabitzwände , Drahtziegelwände und dergleichen ;
Treppen aus Eiſen oder Eichenholz ; Treppen aus anderem
Holz oder aus Hauſteinen nur dann , wenn die Unterſeiten
der Stufen bei erſteren gerohrt und geputzt , bei letzteren ge⸗
putzt , oder bei beiden mit einer gleich wirkſamen Bekleidung
verſehen ſind ;

d) Türen und Klappen , die aus unverbrennlichen , nicht zer⸗
ſtörend aufeinander wirkenden , ihrer Zuſammenſetzung nach
im einzelnen genau bezeichneten Bauſtoffen beſtehen , ſelbſt⸗
tätig zufallen , dichtſchließend in 5 em breite Falze aus un⸗
verbrennlichem Bauſtoff ſchlagen und deren Widerſtands⸗
fähigkeit gegen Feuer durch eine Prüfung des Material⸗
prüfungsamtes in Groß⸗Lichterfelde W dem Polizeipräſidenten
in Berlin nachgewieſen und von dieſem anerkannt iſt . !) Da⸗

C.—

), Bezüglich feuerſicherer Türen in Warenhäuſern , Theatern ,
öffentlichen Verſammlungsräumen , Zirkusanlagen und Räumen zur
Herſtellung oder Lagerung von Zelluloidwaren beſtimmt der preuß .
Runderlaß v. 24. März 1914 , daß künftig an der Schwelle nur eine
Falzbreite von 1 em zu fordern iſt .
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bei gelten als widerſtandsfähig nur ſolche Türen ( oder Klap⸗pen) , die einer Hitze von 1000 “ C mindeſtens 30 Minuten
lang widerſtanden haben , ohne ſich erheblich zu verziehen oder
zu verändern .

e) Dächer , die mit einem , gegen die Übertragung von Feuergenügenden Schutz bietenden Stoffe — z. B. mit Stein , Me⸗
tall , Teerpappe , Holzzement , Glas oder dergleichen — ge⸗deckt ſind . “

2. Erlaß des badiſchen Arbeitsminiſteriums vom16. Juni 1922 Nr . 25871 an die Bezirksämter .
„ Die beim Brande der Sarotti⸗Fabrik in Berlin⸗Tempelhof ge⸗machten Erfahrungen geben Veranlaſſung , die Bezirksämter daraufhinzuweiſen , bei der Prüfung von Geſuchen für die Erſtellung oderden Umbau von Gebäuden , die zu zahlreich beſuchten Verſammlungenbeſtimmt ſind oder ſonſt zur Anſammlung größerer Menſchenmengendienen können , die Beſtimmungen über die bauliche Anlage , dieinnere Einrichtung und den Betrieb von Theatern , öffentlichen Ver⸗

ſammlungsräumen und Zirkusanlagen , der Landesbauordnung , ins⸗
beſondere der 88 58, 59, 70 und 71, ſowie diejenigen über die La⸗
gerung feuergefährlicher Flüſſigkeiten zu beachten . Der Brand hatauch gezeigt , wie dringend notwendig es iſt , daß in ſolchen Bautenund in allen Geſchoſſen , in zweckmäßiger Verteilung , einige Fenſterzum Offnen eingerichet werden , damit die Rettungs⸗ und Löſcharbeitder Feuerwehr nicht erſchwert wird . Bei der Reviſion derartigerGebäude anläßlich der Feuerſchau iſt auch darauf zu achten , daß ſichdie ſelbſtſchließenden feuerſicheren Verſchlüſſe der Brandmaueröffnungenin gutem Zuſtande befinden , denn erfahrungsgemäß werden oft ausGründen des Betriebs die Zuwerffedern dieſer Verſchlüſſe feſtgeklemmtoder abſichtlich ganz entfernt . Auch mag für die Prüfung der Ge⸗

ſuche von Bedeutung ſein , daß bei dem Brande der Sarotti⸗Fabrikein Um über der Hofdecke vorhandenes Oberlicht des unterkellerten
Hofes den im Keller entſtandenen Brand auf die oberen Geſchoſſeweiterleitete und enge , allſeits umſchloſſene Hofräume im Brandfalleals Schlote ( Kamine ) wirkten . “

3. Erlaß des preußiſchen Miniſters für Volkswohl⸗fahrt vom 6. Januar 1922 ll . 9. Nr . 1220 , Wanderzirkuſſemit teilweiſer Holzkonſtruktion betr . ( mit Erlaß des badiſchenArbeitsminiſteriums vom 2. Auguſt 1922 Nr. 31232 den Bezirks⸗ämtern zur entſprechenden Beachtung mitgeteilt ):
„ Während die früheren zeitweiligen Zirkuſſe (Wanderzirkuſſe)faſt allgemein nur aus einem von Maſten getragenen Zeltdach und

Zeltwänden beſtanden , ſind in neuerer Zeit einige Zirkuſſe konſtruiertworden , bei denen zwar auch ein Zeltdach vorhanden iſt ; doch wird
dieſes von einem Sparren⸗ und Stützwerk von Holz getragen , unddie Wände beſtehen aus Holztafeln . Dieſe transportablen Holz⸗zirkuſſe gehören , wie die einfachen Zeltzirkuſſe , zu der Art der
Wanderzirkuſſe , da ſie nur kurze Zeit an einem Ort aufgeſtellt
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werden , um dann abgebrochen und an einem anderen Orte wieder
aufgebaut zu werden . Sie fallen daher hinſichtlich der feuer - und
baupolizeilich zu ſtellenden Anforderungen unter die Beſtimmungdes § 122 der Muſterverordnung über die bauliche Anlage , die
innere Einrichtung und den Betrieb von Theatern uſw .

Es beſtehen daher keine Bedenken , von der Erfüllung der An⸗
forderungen an ſtändige Zirkuſſe , insbeſondere der §88 112 und 113
bei derartigen Holzzirkuſſen Abſtand zu nehmen . Jedoch müſſen an
ſie, abgeſehen von den allgemeinen für Wanderzirkuſſe geltenden
Vorſchriften und den für jeden Einzelfall zu ſtellenden beſonderen
Bedingungen folgende Sonderanforderungen geſtellt werden :

1. Sämtliches Holzwerk muß gehobelt und mit Anſtrich ver⸗
ſehen ſein .

2. Die geſamten Leinwandflächen müſſen ſchwer entflammbar ge⸗
macht ſein . Daß ſie dieſe Eigenſchaft noch beſitzen , iſt durcheine Beſcheinigung der Feuerwehr nachzuweiſen , die nicht älte⸗
ren Datums als ſechs Monate ſein darf .

3. Die Dekorationen dürfen nur aus unverbrennlichen Stoffen
beſtehen .

4. Die elektriſche Beleuchtungsanlage muß den Beſtimmungen des
Vereins deutſcher Elektrotechniker entſprechen .5. Es muß eine Anzahl von Hydranten im Zirkus oder in ſeinerunmittelbaren Nähe vorhanden ſein . “

4. Gemeinſchaftlicher Erlaß des badiſchen Miniſtersdes Innern und des badiſchen Arbeitsminiſters vom
3. März 1923 Nr . 9631 an die Bezirksämter , die Vetriebs⸗
und Feuerſicherheit der Meßbauten ſowie die unfall⸗
ſichere Ausgeſtaltung der Ausſtellungsgegenſtände betr . :

„ Es wurde die Wahrnehmung gemacht , daß ſich der Zuſtandund die Beſchaffenheit der bei Meſſen und Jahrmärkten vorüber⸗
gehend errichteten Bauwerke ( Schaubuden , Karuſſels , Rutſchbahnenund dergl . ) zuſehends verſchlechtert , weil die für die Erneuerung ab⸗
genützter Teile erforderlichen Geldmittel nicht mehr aufgewendet wer⸗
den wollen und der Aufbau oft von ungeübten Leuten nachläſſig er⸗
folgt . Auch die Prüfung der elektriſchen Anlagen dieſer Bauwerke
hat ergeben , daß die meiſt äußerſt behelfsmäßig verlegten Leitungenund die getroffenen Sicherungen nicht die Gewähr für einen möglichſt
feuerſicheren Betrieb bieten . Wir ordnen daher hiermit an, daß
Meß⸗, Zirkus⸗ , Schauſtellungs⸗Bauten und dergleichen vor ihrer
Inbetriebnahme in ſicherheits⸗ , bau⸗ und feuerpolizeilicher Beziehung
nachgeſehen werden . Damit beſondere Koſten hierdurch nicht er⸗
wachſen , ſind nach Möglichkeit Beamte der Baukontrolle und der
Polizei , der Elektrizitäts⸗ und Maſchinenämter der Gemeinden ,
Feuerwehrſachverſtändige und dergl . beizuziehen . Vor der Beſich⸗tigung müſſen die betreffenden Bauten betriebsfertig aufgeſchlagen ,die elektriſchen Leitungen und dergl . betriebsfertig verlegt ſein . Die
Beſitzer der Bauten , die Ausſteller ꝛc. ſind anzuhalten , die Fertig⸗
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ſtellung rechtzeitig dem Bezirksamt anzuzeigen . Für die Herſtellungder elektriſchen Anlagen ſind die vom Verband deutfcher Elektro⸗techniker herausgegebenen „Verbandsvorſchriften “ maßgebend .Es wurde weiter die Wahrnehmung gemacht , daß die aufAusſtellungen , Muſtermeſſen , in Sammlungen und dergleichen auf⸗geſtellten , im Betrieb vorgeführten Maſchinen und Apparate nichtimmer mit den vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen verſehen ſind,ſodaß Bedienungsperſonal und Publikum gegen Unfälle nicht ge⸗nügend geſchützt ſind . Zur Vermeidung derartiger Unfälle und zumZwecke der Erziehung des Publikums haben Veranſtalter und Leiterder Ausſtellungen die Ausſteller ausdrücklich zu verpflichten , die Ma⸗
ſchinen nur mit vollſtändigen , den berufsgenoſſenſchaftlichen Vorſchriftenentſprechenden Schutzvorrichtungen zur Ausſtellung anzuliefern undim Betriebe vorzuführen . Den Beauftragten der zuſtändigen Be⸗
rufsgenoſſenſchaften und dem Gewerbeauſſichtsamt iſt Gelegenheitzu geben , die Ausſtellungen ꝛc. vor ihrer Eröffnung zu beſichtigen . “

q ) Warenhäuſer und dergl .
Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 18. Ja⸗nuar 1913 Nr . 2700 , die Feuerſicherheit in Waren⸗

häuſern betr . , beſtimmt , daß die in der nachſtehenden , von ſeinem
bautechniſchen Referenten ausgearbeiteten Richtſchnur für Anforde⸗rungen an Warenhäuſer uſw . ) aufgeſtellten Grundſätze den ein⸗
ſchlägigen ortspolizeilichen Vorſchriften und amtlichen Anordnungen
zu Grunde zu legen ſind :

Richtſchnur
für Anforderungen an Warenhäuſer und an ſolche Ge⸗
ſchäftshäuſer , in denen größere Mengen brennbarer

Stoffe zum Verkauf ausliegen .
A. Allgemeines .

1. Die Richtſchnur hat den Zweck , den mit der Prüfung von
Baugeſuchen für Warenhäuſer und ſolche Geſchäftshäuſer , in denen
größere Mengen brennbarer Stoffe zum Verkauf ausliegen , und den
mit der Überwachung derartiger Bauten betrauten Behörden Anhalts⸗
punkte zur Beurteilung der etwa im Einzelfalle in Betracht kom⸗
menden Fragen zu geben . Sie bezwecken im Einzelnen :

a) die Gefahrenquellen zu beſeitigen oder doch zu mindern ;
b) im Falle der Gefahr eine raſche und ſichere Entleerung des

) Dieſe „Richtſchnur “ iſt unter Benützung der vom Verband
deutſcher Berufsfeuerwehren herausgegebenen „Richtſchnur für Sonder⸗
anforderungen an Warenhäuſer und an ſolche Geſchäftshäuſer , in
denen größere Mengen brennbarer Stoffe zum Verkauf ausliegen “unter Berückſichtigung der Vorſchriften der Landesbauordnung aus⸗
gearbeitet .
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Hauſes für Käufer , Verkäufer ſamt dem ſonſtigen Perſonal
des Hauſes zu ermöglichen ;

c) die Weiterverbreitung des etwa ausgebrochenen Feuers nach
Möglichkeit zu verhindern ;

d) die Bekämpfung des Feuers und die Rettung der Menſchen
zu ermöglichen .

2. Die Frage , inwieweit im Einzelfalle die Richtſchnur An⸗
wendung finden ſoll , wird u. a. durch die Größe des Warenhauſes
oder des Geſchäfts und die Art der in demſelben vorausſichtlich auf⸗
zubewahrenden oder feilzubietenden Gegenſtände beeinflußt werden .
An diejenigen Bauten ſind ſtrengere Anforderungen zu ſtellen , welche
nur eine Straßen⸗ oder Platzſeite bei verhältnismäßig großer Grund⸗
ſtücktiefe aufweiſen ; günſtiger werden im allgemeinen die Verhältniſſe
da liegen , wo der zur Ausführung beſtimmte Bau an 2 oder gar
3 Straßen⸗ oder Platzſeiten freiſteht . Mit zunehmender Straßen⸗
länge ſteigt im allgemeinen die Möglichkeit des zweckmäßigen und
raſchen Eingreifens der Feuerwehr im Falle eines Brandes ; dement⸗
ſprechend wird die Gefahr für die im Hauſe Anweſenden gemindert .

3. Die Richtſchnur ſoll Anwendung finden auf Gebäude , bei
denen in drei oder mehr Hauptgeſchoſſen größere Mengen brennbarer
Waren verſchiedener Geſchäftszweige zum Verkauf bereit gehalten
werden . Sogenannte Engros⸗Geſchäfte gleicher Ausdehnung , die
Waren eines einzigen Geſchäftszweiges zum Verkauf enthalten , ſind
nur dann gleichzuſtellen , wenn die Art ! der Ware Anlaß zu be⸗
ſonderer Vorſicht in feuerpolizeilicher Hinſicht gibt .

4. Anforderungen , die über das in der LBO . oder in orts⸗
polizeilichen Vorſchriften Verlangte hinausgehen , finden ihre rechtliche
Grundlage in den 88 30, 108 Ziffer 5 und 114 Ziffer 2 des Polizei⸗
ſtrafgeſetzbuchs und in § 3 Abſ . 1 der LBO .

5. Soweit in dieſer Richtſchnur die Begriffe maſſiv , feuerſicher ,
feuerfeſt und glutſicher gebraucht ſind , gelten dafür die am Schluſſe
gegebenen Erläuterungen .

B. Im einzelnen .

J. Kellergeſchoß .
1. Kellertreppen dürfen in der Regel nicht in unmittelbarer

Verbindung mit anderen Treppen des Gebäudes ſtehen ; jedenfalls
muß das Eindringen von Rauch aus dem Kellergeſchoß in die Innen⸗
räume oder die Treppenhäuſer in zweckentſprechender Weiſe ver⸗
hindert werden . Das Kellergeſchoß iſt vom Erdgeſchoß und deſſen
Schaufenſtern feuerfeſt abzutrennen . Sffnungen zwiſchen beiden Ge⸗
ſchoſſen für Treppen und Aufzüge zur ausſchließlichen Verbindung
dieſer Geſchoſſe ſind mit der Maßgabe geſtattet , daß ſie nach beiden
Geſchoſſen durch feuerfeſte Wände mit feuerſicheren Türen abzu⸗
ſchließen ſind . Aufzüge , die mehrere Geſchoſſe verbinden , dürfen ,
unbeſchadet der ſonſt für dieſe geltenden baupolizeilichen Beſtimmungen ,
nur dann in das Kellergeſchoß geführt werden , wenn
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a) der Aufzugſchacht der ganzen Höhe nach durch feuer⸗ und
rrauchſichere Wände geſchloſſen iſt . Im Kellergeſchoß iſt die

Anlage feuerſicherer Türen zu verlangen . In den über dem
Kellergeſchoß liegenden Geſchoſſen ſind Türen mit Elektro⸗
verglaſung in Sproſſenteilung und in gut ſchließenden Metall⸗
oder Eichenholzrahmen oder andere dieſen mindeſtens gleich⸗
wertige zuläſſig ;

b) der Aufzugſchacht an der oberſten Stelle mit Rauchklappen
verſehen iſt , die ſichervon jedem Geſchoß geöffnet werden können .

2. Bis zum Keller hinabreichende Schaufenſter des Erdgeſchoſſes
ſind zuläſſig , falls ſie gegen die Innenräume des Kellergeſchoſſesund gegen die des Erdgeſchoſſes feuerſicher abgeſchloſſen ſind . Die
Länge der unmittelbar verbundenen Schaufenſter darf nicht mehr als
15 m betragen , andernfalls iſt eine feuerfeſte Unterteilung erforder⸗
lich ; auf dieſe kann dann verzichtet werden , wenn durch ſelbſttätige
Löſch⸗ und Meldeanlagen ( Sprinkler , Wärmemelder ) ein in den Schau⸗
fenſtern oder den zugehörigen Dekorationsgängen ausbrechendes
Feuer ſchon beim Ausbruch gemeldet und unterdrückt werden kann .

3. Kellergeſchoſſe von mehr als 500 qm Grundfläche ſind durch
maſſive Brandmauern von mindeſtens 1 Stein Stärke oder durchandere Mauern genügender Stärke und mindeſtens gleicher Wider⸗
ſtandsfähigkeit gegen Feuer in Abteilungen zu teilen , die nicht mehrals 500 qm Grundfläche haben dürfen , falls nicht in gleicher Weiſewie bei 2 eine beſondere Sicherung der Räume durch Meldeeinrichtungund Löſcheinrichtung erfolgt .

4. Die Kellerabteilungen müſſen zwei Zugänge haben , die ent⸗
weder unmittelbar oder durch einen von Brandmauern umgebenen
Kellerflur nach einem nicht überdeckten Hofe oder nach der Straßemünden . Die nach dieſem Flur führenden Sffnungen ſind durch
dichte , im Feuer ſtandhaltende Bauſtoffe (ek. §S 53 Abſ . 3 der LB0 . )oder durch rauch⸗ und feuerſichere Türen zu ſchließen ; die Türen
müſſen nach außen ſo aufſchlagen ,daß der Verkehr im Flur und in
den Treppenräumen nicht beeinträchtigt wird . Die Aufſtellung von

Garderobeſchränken ſowie von anderen brennbaren oder den Verkehr
behindernden Gegenſtänden in den Fluren iſt verboten .

5. Die Kellertreppen müſſen ſosliegen , daß bei Ausbruch eines
Feuers im Keller den dort Anweſenden der Rückzug nach irgend
einer Treppe gewährleiſtet iſt . In den einzelnen Kellerabteilungen
ſind genügend breite Gänge vorzuſehen , welche durch die Abteilung
hindurchführen , in tunlichſt gerader Richtung auf die Ausgänge
münden und ſtets freizuhalten ſind .

6. Die Kellerabteilungen müſſen Vorrichtungen für wirkſame
Entlüftung , am zweckmäßigſten durch Fenſter erhalten . Mechaniſche
Entlüftungsvorrichtungen müſſen von einer geſicherten Stelle des Erd⸗
geſchoſſes oder des Hofes aus bedient werden können .

7. Maſchinen⸗ und Heizräume ſind durch feuerfeſte Wände
gegen die übrigen Kellerräume abzuſchließen ; Sffnungen in dieſen
Wänden ſind rauch⸗ und feuerſicher abzuſchließen .



526 Warenhäuſer und dergl .

II . Dach geſchoß .
1. Wohnungen über dem 4. Hauptgeſchoß ſind verboten , wenn

die darunter gelegenen Geſchäfts⸗ oder Lagerräume im Sinne der
„Richtſchnur “ enthalten .

Wohnungen über dem 3. Hauptgeſchoß , oder ſolche auf gleicher
Geſchoßhöhe mit den Geſchäftsräumen , können zugelaſſen werden
unter folgenden Vorausſetzungen :

a) Sie dürfen nur an der Straßenfront liegen ; die Fenſter dürfen
nicht an Lichthöfen liegen , auf welche auch Fenſter der Ge⸗
ſchäftsräume führen .

b) Die Wohnungen müſſen von den Geſchäfts - und Lagerräumen
durch feuerfeſte Decken und Wände getrennt ſein . Sie müſſen
beſondere , mit den Geſchäftstreppen nicht in Verbindung
ſtehende , feuerfeſte Treppen in feuerfeſten Treppenhäuſern und
von dieſen geſicherte Rettungswege nach der Straße haben .

2. Das Dachgeſchoß darf , wenn in demſelben Verkaufsräume
oder andere Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen , wie
Arbeitsräume , Küchen , Kontore und dergl . mehr enthalten ſind , nicht
durch die etwa im Innern der Verkaufsräume gelegenen Freitreppenmit anderen Geſchoſſen verbunden ſein , und es muß , außer den etwa
den Verkehr mit anderen Geſchoſſen vermittelnden Treppen , noch die
nach den Verhältniſſen notwendige Zahl von Treppen , welche un⸗
mittelbar auf die Straße oder nach dem Hof führen , vorhanden ſein .
Das Dachgeſchoß iſt von den vorgenannten , nach anderen Stockwerken
führenden Treppen durch maſſive Wände zu trennen ; darin vorhandeneTüren ſind rauch⸗ und feuerſicher abzuſchließen .

III . Bauliche Anlage .
1. Das Haus muß nach ſeiner Bauart gegen Feuer möglichſt

widerſtandsfähig ſein . Die Nachbargebäude müſſen durch ausreichend
hochzuführende Brandmauern geſchützt werden . Holzverſchläge , Holz⸗
Scheidewände , Feuerſtätten und dergl . mehr dürfen in keinein Teil
der Geſchäftsräume , Treppen und dergl . mehr ohne beſondere Er⸗
laubnis ausgeführt werden .

2. Eiſenkonſtruktionsteile ( Säulen , Unterzüge , Deckenträger uſw. )
ſind glutſicher zu ummanteln . Bon einer vollſtändigen Umhüllung der
an

555
Straße gelegenen Außenfläche eiſerner Stützen kann abgeſehen

werden .
3. Decken unmittelbar über Geſchäftsräumen ſind aus feuer⸗feſten Bauſtoffen herzuſtellen . Deckendurchbrechungen zum Zwecheder Vereinigung von Räumen verſchiedener Geſchoſſe oder zum

Zwecke der Gewinnung eines ſchönen Rundblickes ſind zuläſſig ; es
ſind jedoch in ſolchem Falle Abzugsöffnungen in der oberſten Decke
oder deren nächſter Nähe einzurichten , deren Größe mindeſtens 12 %
derjenigen der Deckendurchbrechung betragen muß . Dieſe Vorrich⸗
tungen müſſen von einer außerhalb der Geſchäftsräume gelegenen ,
geſicherten Stelle des Erdgeſchoſſes oder des Hofes gehandhabt werden
können .
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4. Größere Lagerräume ſollen in der Regel feuer⸗ und rauch⸗ſicher von den Geſchäftsräumen getrennt ſein .
5. Die Frontwand über Fenſtern , welche zur Ausſtellung vonWaren dienen , muß in einer Höhe von mindeſtens Um maſſiv ge⸗ſchloſſen bleiben ; der Sturz der Schaufenſteröffnung muß mindeſtens30 cm unter die Deckenunterkante hinabreichen . Eine Verminderungdieſer Maße iſt zuläſſig , wenn das Schaufenſter gegen die Verkaufs⸗räume feuerſicher abgeſchloſſen wird .
6. In größeren Geſchäftsräumen kann , zum Zwecke der Ein⸗

ſchränkung eines Feuers , die Anlage feſter , unverbrennlicher undetwa Umvon der Decke herabreichender Trennungsſtreifen (Schürzen )an geeigneten Stellen gefordert werden ; dieſelben ſind in der Regelda anzubringen , wo unter gewöhnlichen Verhältniſſen eine Brand⸗
mauer angelegt werden müßte ; dieſe Schürzen können auch aus
Elektroglas oder Asbeſt oder dergl . mehr beſtehen ; in der Nähe von
Lichthöfen und andern im Falle eines Brandes als Rauchabzug in
Betracht kommenden Gebäudeteilen dürfen dieſelben nicht liegen .7. Fenſterausbauten ſind oben feuerſicher abzudecken . Um die
Übertragung eines Feuers in höher liegende Geſchäfts⸗ , Arbeits⸗ oder
Wohnräume von außen möglichſt zu verhüten , ſollen in der Regelunter den Fenſtern dieſer Räume Geſimſe oder ſonſtige flammen⸗
abweiſende Architekturteile angebracht werden . Die Fenſter der
oberen Geſchoſſe ſind durch Sproſſen in Felder von höchſtens 2 qmGröße zu teilen oder durch geeignete Vorkehrungen gegen das Herab⸗
fallen zu ſichern . Alle Fenſter ſollen in der unteren Hälfte , und zwar
möglichſt nahe der Fenſterbank , mindeſtens einen beweglichen , voninnen mit einem Griffe bequem zu öffnenden Flügel von 40 em
lichter Breite und 1,25 m lichter Höhe oder darüber erhalten . Gitter
vor den Fenſtern ſind unzuläſſig .

8. Die Anlage von Blitzableitern kann verlangt werden .

IV. Treppen , Türen und Vorkehrungen
zur Entleerung .

1. Die Ausgänge der Verkaufsräume im Erdgeſchoß ſind nach
Zahl , Lage und Größe ſo anzuordnen , daß bei Ausbruch eines Feuersvon allen anweſenden Perſonen mindeſtens ein Ausgang ſicher er⸗
reicht werden kann . Die Geſamtbreite aller Ausgänge muß ſo be⸗
meſſen ſein , daß auf je 100 qm der durch das Erdgeſchoß , einſchließ⸗
lich der Lichthöfe ( Deckendurchbrechungen ) überbauten Grundfläche
mindeſtens 0/3 m entfallen . Kein Ausgang darf weniger als 1 m
breit ſein . Ausgänge des Erdgeſchoſſes , die durch Treppenhäuſer
hindurchführen , gelten nicht als notwendige Ausgänge im Sinne der
vorſtehenden Anforderungen . Ausgänge , die auf Höfe führen , werden
als notwendige nur dann angerechnet , wenn von den Höfen ein durch⸗
aus geſicherter Verbindungsweg , der mindeſtens halb ſo breit wie
ſämtliche auf die Höfe mündenden Ausgänge , mindeſtens aber 3 m
breit ſein muß , zu einem Straßen⸗ oder Platzraum vorhanden iſt .
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2. Jedes Obergeſchoß muß , unbeſchadet der Vorſchriften des
§ 70 Abſ . 1 LB0 . , durch mindeſtens zwei Treppen ſichere Verbin⸗
dung mit dem Straßen⸗ oder Platzraum haben . Die Treppen ſind
ſo anzuordnen , daß bei Ausbruch eines Feuers von jeder Stelle des
Geſchoſſes aus mindeſtens eine Treppe ſicher erreicht werden kann .
Die notwendigen Treppen dürfen nur durch feuerſichere Türen mit
den angrenzenden Räumen in Verbindung ſtehen . Freitragende
Tritte und Wendeltreppen ſind in der Regel unzuläſſig . Die Trep⸗
pen ſind feuerfeſt herzuſtellen . Die Trittſtufen können mit Holz be⸗
legt werden . Auf beiden Seiten ſind Handläufer anzubringen . Jede
Treppe muß zwiſchen Geländer und Mauer gemeſſen mindeſtens
1,20 m und ſoll höchſtens 1,80 mbreit ſein .

In Wänden , welche nach der Straße führende Durchgänge
oder Durchfahrten von Geſchäftsräumen trennen , dürfen Schau⸗
fenſteröffnungen nicht angebracht werden .

Die Treppenhäuſer ſind mit Entlüftungsvorrichtungen zu ver⸗
ſehen , welche mindeſtens ſo hoch wie die Decke des oberſten , mit der
Treppe in Verbindung ſtehenden Geſchoſſes liegen ſollen . Die Ge⸗
ſamtfläche der Lüftungsöffnung muß mindeſtens 12 der Geſamt⸗
grundfläche des Treppenhauſes betragen und von geſicherter Stelle
des Erdgeſchoſſes oder gegebenenfalls des Hofes aus bedient werden
können .

3. Die im Verkaufsraum in oder neben größeren Deckendurch⸗
brechungen liegenden Freitreppen bedürfen keines Abſchluſſes im
Sinne des Abſ . 2, werden aber bei Bemeſſung der notwendigen
Treppen nicht in Anrechnung gebracht . Etwa angenommene Zwiſchen⸗
treppen müſſen feuerſicher abgeſchloſſen werden .

4. Die für die Entleerung des Gebäudes in Frage kommenden
Türen müſſen nach außen aufſchlagen und leicht beweglich einge⸗
richtet ſein . Kanten⸗ und Schubriegel ſind unzuläſſig ; Pendeltüren
können zugelaſſen werden , dieſe ſollen ſich nach außen feſtſtellen laſſen .

5. Vorhänge an den nach Treppen und Ausgängen führenden
Türen ſind unzuläſſig , Windfänge dürfen angebracht werden . Der
Verkehr in Fluren , Treppenräumen uſw . darf nicht durch geöffnete
Türflügel behindert werden ; letztere dürfen daher in geöffnetem Zu⸗
ſtande in Treppenräume oder Flure nicht vorſpringen .

6. Die Türen und deren Verſchlüſſe müſſen ſtets leicht laufen .
Das Anbringen von Rolläden oder Gittern vor inneren Türen ,
oder die Anlage von Schiebetüren an den notwendigen Ausgängen
iſt verboten .

7. Die Ausgänge ſollen als ſolche mit großer , leicht lesbarer ,
etwa ſchwarzer Schrift auf weißen Tafeln , wenn notwendig künſt⸗
lich hell beleuchtet , kenntlich gemacht werden ; ſie ſollen ſo liegen ,
daß ſie möglichſt auch von weitem zu erkennen ſind . Die auf dieſe
zuführenden Wege ſind nach Lage und Breite feſtzulegen . Die
Breite der für die Entleerung wichtigen Verkehrswege ( Gänge )
wird nach der Höchſtzahl der zu erwartenden Beſucher , einſchließlich
der in Betracht kommenden Angeſtellten , bemeſſen und darf in der
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Regel nicht geringer als 2,0 m ſein . Die Wege ſind dauernd von
Verkaufsgegenſtänden , Kiſten u. dergl . mehr frei zu halten und durchaugenfällige Richtungspfeile mit der Aufſchrift „ Ausgang “ zu be⸗
zeichnen . Alle Ausgänge ſind ſo anzulegen , daß ſie nach Möglich⸗keit regelmäßig vom Perſonal und Publikum benützt werden . So⸗
genannte Notausgänge , die von Perſonal und Publikum nur im
Falle der Gefahr benutzt werden ſollen , ſind zu vermeiden — die
Bezeichnung „ Notausgang “ iſt verboten —.

8. Die an inneren überbauten Lichthöfen vorhandenen Brü⸗
ſtungen ſollen aus unverbrennlichem Bauſtoffe beſtehen und in der
Regel geſchloſſen ſein . Hinter der Brüſtung , und zwar innerhalbeines Abſtandes von 2 m, gerechnet von der größten Ausladungdes Brüſtungsgeſimſes nach dem Lichthof , dürfen Waren nur bis
Brüſtungshöhe gelagert werden . Stark verglaſte Schaukäſten dürfenüber die Brüſtungshöhe hinausragen , auch wenn ſie unmittelbar ander Brüſtung aufgeſtellt werden .

Leicht brennbare Gegenſtände dürfen an den Brüſtungen , Trep⸗penwänden und Treppengeländern nicht derart aufgehängt werden ,daß ſie eine übertragung des Feuers ermöglichen oder den Verkehrbehindern .
V. Beleuchtung .

Die Beleuchtung muß elelktriſch ſein .
Für elektriſche Einrichtungen ſind die vom Verbande DeutſcherElektrotechniker aufgeſtellten Vorſchriften für die Errichtung elektri⸗

ſcher Starkſtromanlagen maßgebend . Außerdem ſind noch folgende
Sonderanforderungen zu ſtellen :

Feſtverlegte Leitungen müſſen , ſoweit ſie mit leicht entzündlichen
Stoffen in Berührung kommen können , bis in die Lampenträger oder
in die Anſchlußdoſen vollſtändig durch Rohre geſchützt ſein . Beleuch⸗
tungskörper und andere Stromverbraucher , welche ihren Standortwechſeln , ſind entweder mit metallumhüllten Leitungen oder mit
anderen , beſonders geſchützten Leitungen ohne Metallmantel anzu⸗ließen .1

Im erſten Falle iſt das eine Ende der Metallumhüllung mit
dem Metallmantel der Faſſung leitend zu verbinden , das andere
Ende iſt an eine geerdete Leitung anzuſchließen . Im zweiten Falleiſt nur biegſame Leitung mit waſſerdichter Jolierhülle zuläſſig , die
zum Schutz gegen mechaniſche Beſchädigungen mit einem Überzugaus widerſtandsfähigem Stoffe (3. B. Segeltuch , Leder , Hanfſchnur⸗
umklöppelung ) verſehen iſt . Sämtliche Schalter , Anſchlußdoſen und
Sicherungen müſſen mit widerſtandsfähigen Schutzkäſten umgebenund an ſolchen Plätzen feſt angebracht werden , wo eine Berührungmit leicht entzündlichen Stoffen ausgeſchloſſen iſt .

Notbeleuchtung .
Alle Geſchäfts⸗ , Lager⸗ und Arbeitsräume , ſowie alle Treppenund Flure müſſen mit Notbeleuchtung verſehen ſein . Zur Notbeleuch⸗

tung ſind elektriſche Lampen zu verwenden , welche durch eine oder
Sch luſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 34
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mehrere , räumlich und elektriſch von der Hauptanlage unabhängige
Stromquellen geſpeiſt werden . Auch auf die elektriſche Notbeleuch⸗
tung finden die unter lit . b erwähnten Sicherheitsvorſchriften An⸗
wendung . Die von der Polizeibehörde für die Notlampen vorzu⸗
ſchreibenden Plätze ſind an Ort und Stelle durch beſondere Marken
in roter Farbe und mit fortlaufenden Nummern kenntlich zu machen .Die Notbeleuchtung muß in Betrieb geſetzt ſein , ſobald die Ver⸗
kaufsräume beleuchtet werden . Die Notbeleuchtung muß beim Er⸗
löſchen der Hauptbeleuchtung die Ausgänge und die Wege zu ihnen
ausreichend beleuchten .

VI. Heizung und Lüftung .
J. Lokale Einzelheizungen ſind verboten , ſtatt ihrer iſt die Zen⸗

tralheizung zu wählen .
2. Kanäle für Leitung heißer Luft ſind vollſtändig mit feuer⸗

ſicherem Stoff zu umſchließen und ſo anzulegen , daß ſie von Staub
gereinigt werden können .

3. Heizkörper und Heizrohre :
M Verkaufs⸗ , Betriebs⸗ und Lagerräumen für beſonders leicht

entzündliche Gegenſtände ſind die Heizkörper und Heizrohre gegen
Berührung zu ſichern . Feuerungsanlagen ſind alljährlich vor Beginnder Heizperiode durch einen Sachverſtändigen nachzuſehen und nötigen⸗
falls in Stand zu ſetzen .8

4. Wünſchenswert iſt in großen Warenhäuſern die Anlage
künſtlicher Vorrichtungen zum Zweck der Zuleitung friſcher und der
Ableitung verbrauchter Luft , da bei der baulichen Anlage der Ver⸗
kaufsräume und der Zahl der darin zeitweiſe ſich aufhaltenden Per⸗
ſonen mit einem raſchen Verbrauch der Luft zu rechnen iſt . Mit der
elektriſchen Beleuchtung oder der Zentralheizung läßt ſich dieſe künſt⸗
liche Lüftung mitunter leicht verbinden .

VII . Sicherheits⸗ , Löſch⸗ und Rettungsvorſchriften .
1. Seiten⸗ und Zwiſchengänge , Treppen , Treppenabſätze und

Flure müſſen dauernd gut in Stand gehalten und von allen Ver⸗
kehrshinderniſſen und brennbaren Gegenſtänden freigehalten werden .

2. Vor Türen und Ausgängen dürfen Verkaufsſtücke oder
andere , die raſche Entleerung hemmende Gegenſtände nicht aufge⸗ſtellt werden .

8. Es ſind Pläne in doppelter Ausfertigung zur Genehmigung
einzureichen , in welche die Verkehrswege und deren Breite ( Ab⸗ſchnitt IV) einzutragen ſind.

4. Verkäufliche Beleuchtungsgegenſtände, Kocheinrichtungen ,
Spiritusſpielzeugmotoren und dergl . dürfen im Betrieb nur in be⸗
ſonderen , dafür beſtimmten Räumen vorgeführt werden .

Für Gasmeſſer ſind beſondere , feuerfeſt umſchloſſene Räume
einzurichten , denen Licht⸗ und Luftzutritt von außen geſichert iſt.

5
muß auch außerhalb des Gebäudes leicht abſtell⸗ar ſein.
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5. Das Rauchen iſt in den Verkaufs⸗ , Betriebs⸗ und Lager⸗räumen verboten . Das Rauchverbot iſt durch Anſchläge in aus⸗

reichender Zahl , Größe und Deutlichkeit beſonders an den Eingängenbekannt zu geben .
6. Leicht brennbare Abfälle , Packmaterial , Kiſten und dergl .dürfen in Verkaufsräumen , Betriebsſtätten , Treppenhäuſern ſowieauf Fluren und Durchgängen auch nicht vorübergehend untergebrachtwerden .

7. Die Feuerlöſcheinrichtungen und die beſonderen Angriffs⸗und Rettungswege ſind nach näherer Anweiſung der Polizeibehörde
anzulegen und dauernd in Ordnung zu halten . Als Feuerlöſchein⸗richtungen werden Hydranten mit gebrauchsfertigen Feuerlöſchern
empfohlen , die etagenweiſe in der Hauptſache in der Nähe der
Treppenhäuſer und Zugänge , etwa in Niſchen , anzubringen ſind .In dieſen Niſchen können eventuell auch Waſſereimer , Eimer mit
Sand , ſowie imprägnierte Decken zum Erſticken des Feuers in
ſeiner Entſtehung untergebracht werden . Außerdem ſind Handlöſch⸗
apparate in genügender Zahl und an entſprechenden Stellen aufzu⸗ſtellen oder aufzuhängen .

8. In beſonderen Fällen kann die Anlage eines Feuermelders ,
nötigenfalls mit Nebenmelder oder auch einer Alarmeinrichtung ge⸗fordert werden . Die Alarmvorrichtung ſoll in unauffälliger Weiſe ,und womöglich zunächſt nur für das Perſonal in ihrer Wirkung er⸗
kennbar ſein . 8

9 . Jeder Angeſtellte muß über das , was er beim Ausbrucheines Feuers oder einer Panik , ſowie beim Ertönen der Alarmvor⸗
richtung zu tun hat , genau unterrichtet gehalten werden . Gegebenen⸗
falls kann nach Lage , Größe oder Eigenart des Geſchäftes die Aus⸗
arbeitung einer Dienſtweiſung verlangt werden ; dieſe iſt dem Per⸗
ſonal einzuhändigen und auf Verlangen vorzulegen .

10. Auf Verlangen der Polizeibehörde iſt der Geſchäftsinhaber
verpflichtet , für Zeiten beſonderen Andrangs des Publikums eine ,
nach der Zahl ausreichende , geſchulte und ausſchließlich dem Sicher⸗
heitsdienſte gewidmete Feuerwache zu halten . Iſt eine Hauswache
vorhanden , ſo iſt dieſelbe der überwachung durch die Polizeibehörde
unterſtellt . Im Falle der Gefahr ſoll , wenn irgend tunlich , zunächſtnur das Perſonal auf die Gefahr aufmerkſam gemacht werden ,
welches ſeinerſeits die ihm zugewieſenen Plätze einnimmt und als⸗
dann mit Sicherheit und Ruhe das Verlaſſen des Hauſes auf geord⸗netem Wege herbeiführt . Ruhe bei den Angeſtellten und raſches
Eingreifen des etwa im Hauſe anweſenden Feuerwehrmannes iſt
Haupterfordernis im Falle der Gefahr .

11. Es iſt Vorſorge zu treffen , daß keine Überfüllung der Ver⸗
kaufsräume eintritt . Erforderlichenfalls wird die Höchſtzahl der
Beſucher nach Maßgabe der vorhandenen Ausgänge und Treppen
feſtgeſetzt .

34 *
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12. Zu Zeiten großer Feſte , der Saiſonausverkäufe , der ſoge⸗
nannten weißen Woche uſw . iſt eine Kontrolle durch die Feuerwehr
oder die Schutzmannſchaft notwendig ; das Bezirksamt hat darüber
zu wachen , daß die allgemeinen , und etwa für dieſen Fall beſonders
geſtellten Vorſchriften genau erfüllt werden .

In Fällen ſolcher Veranſtaltungen , die häufig mit einem be⸗
ſonderen Schmuck der Verkaufsräume verbunden werden , fällt die
Abnahme und Überwachung durch das Bezirksamt nötig ; gegebenen⸗
falls kann auch damit eine Prüfung in der Richtung verbunden
werden , ob das Perſonal im Stande iſt , die im Falle der Gefahr ihm
zufallenden Aufgaben mit Ruhe und Sicherheit zu löſen .

13. Dem pflichtgemäßen Ermeſſen des Bezirksamtes wird die
Entſcheidung darüber überlaſſen , wann und für welche Zeitabſchnitte
die Durchführung der im Intereſſe der Sicherheit gebotenen Beſtim⸗
mungen an Ort und Stelle nachzuprüfen iſt . Im allgemeinen fällt
eine zweimalige überwachung im Laufe des Jahres , eine mehrmalige
überdies in den Wochen vor Oſtern , Pfingſten und Weihnachten nötig .

14. Empfehlenswert iſt in großen Bauten mitunter auch die
Anlage von Wohlfahrtseinrichtungen für das Perſonal : Ruheräume ,
Erfriſchungsräume , eine Kantine für Abgabe von Speiſen und Ge⸗
tränken zu billigen Preiſen ; bei ganz großen Anlagen eventuell eine
Unfallſtation und Räume zur weiteren Ausbildung des weiblichen
Perſonals .

VIII . Schluß be ſtimmungen .
1. Die vorliegende Richtſchnur findet Anwendung auf alle neu

zu errichtenden Waren⸗ und Geſchäftshäuſer und ebenſo auf ſolche
beſtehende Bauten , in denen Geſchäftsräume für die genannten
Zwecke neu eingerichtet werden ſollen .

2. Ob und inwieweit dieſe Richtſchnur auch auf ſolche Gebäude
anzuwenden iſt , bei denen nur im Erdgeſchoß und dem darüber
liegenden Geſchoſſe Geſchäftsräume der genannten Art vorhanden
ſind oder geſchaffen werden ſollen , bleibt dem Ermeſſen der Bezirks⸗
ämter vorbehalten .

3. Den Bezirksämtern bleibt die Entſcheidung darüber vorbe⸗
halten , ob und inwieweit dieſe Richtſchnur auch auf beſtehende
Waren⸗ oder Geſchäftshäuſer anzuwenden iſt . In dieſem Falle ſind
indeſſen nur ſolche Anforderungen zu ſtellen , welche ohne große
Schwierigkeiten und ohne unverhältnismäßigen Geldaufwand durch⸗
geführt werden können , ſofern nicht etwa durch den beſtehenden Zu⸗
ſtand beſondere Gefahren für das Perſonal oder das Publikum ge⸗
ſchaffen werden .

Eine ſorgfältige Prüfung der Baugeſuche iſt auch da am Platze ,
wo es ſich um den allmählichen Ausbau von Stockwerken zu den
genannten Zwecken handelt .
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Erläuterung der Begriffe :
Maſſiv , feuerfeſt, ) feuerſicher ) und glutſicher im Sinne

der Richtſchnur .
1. Als maſſive Konſtruktionen ſind im allgemeinen diejenigenanzuſehen , welche ſelbſt nicht brennen , im Feuer an Haltbarkeit undForm nur ganz unweſentlich einbüßen und den Witterungs⸗ undmechaniſchen Einflüſſen einen ſehr großen Widerſtand entgegenſetzen .Es gehören dazu u. a. :

a) Backſteinmauern von mindeſtens 25 em Stärke , Zement⸗betonmauern guter Miſchung und derſelben Stärke , Bruch⸗ſteinmauern von mindeſtens 50 em Stärke , Gewölbe ausgleichen Materialien in gleicher Stärke , Eiſenbetonwände undDecken mit vollſtändiger und mindeſtens 5 em ſtarker Um⸗
hüllung des Eiſens , gut gemauerte Backſtein⸗ und Beton⸗
pfeiler von mindeſtens 39/39 em Stãrke , Eiſenbetonpfeiler von25/25 em, Sandſtein⸗ , Granit⸗ und Kalkſteinmauern und Pfeilerentſprechender Stärke u. dergl . mehr .
Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , aus Kunſtſteinmit Eiſeneinlage , wenn auch deren Mittelwangen durch maſſiveMauern , Bogen , Pfeiler u. dergl . mehr unterſtützt ſind .2. Als feuerfeſte Konſtruktionen ſind im allgemeinen die⸗jenigen anzuſehen , die ſelbſt nicht brennen , im Feuer an Form nichtund an Haltbarkeit nur ganz unweſentlich einbüßen , deren Wider⸗ſtand gegen mechaniſche Einflüſſe aber ein geringerer iſt als derjenigevon Maſſiv⸗Konſtruktionen . Es ſind das bis auf Weiteres folgende :a) Eiſenträgerdecken mit Ausrollung aus gebrannten Steinen und

zwar Ziegel⸗ oder Hohlſteinen mit oder ohne Eiſeneinlagen ,Eiſenbetondecken und dieſen gleichwertige entſprechender Stärke .
b) Wände aus gebrannten Steinen , mit Eiſeneinlage von ½ Stein

Stärke , aus Beton , aus Eiſenbeton , aus Eiſenfachwerk und
dieſen gleichwertige Wände entſprechender Stärke , Stützen aus
Eiſen , Eiſenbeton oder Naturſteinen entſprechender Stärke .

c) Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , aus Kunſtſteinmit Eiſeneinlage und ähnliche Konſtruktionen .
In den Fällen a, b und müſſen die tragenden Eiſenkonſtru⸗tionen nach allen Seiten mindeſtens 5 em ſtark glutſicher umhülltſein . Zur glutſicheren Umhüllung ſind ſchlechte Wärmeleiter zu ver⸗wenden . Für Eiſenbeton⸗Konſtruktionen genügt eine 2 —8 em ſtarkeÜberdeckung der Eiſeneinlagen . Die Stärke feuerfeſter Wände mit

Eiſeneinlage muß mindeſtens 12 em betragen .In feuerfeſten Wänden ſind Lichtöffnungen bis zu 1 qmGröße zuläſſig , wenn dieſelben durch zwei in einem Mindeſtabſtandevon 10 em feſt eingebaute Glasabſchlüſſe aus mindeſtens 15 mm

). Soweit in der „Richtſchnur “ eine Erläuterung der Begriffe„feuerfeſt “ und „feuerſicher “ gegeben iſt , gilt dieſe nur für den vor⸗
liegenden Fall ( Erl . d. Min . d. Innern v. 18. Januar 1913 Rr . 2700 ) .

b —
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ſtarkem Drahtglas , mit Draht umſponnene oder mit Drahteinlage
verſehene Glasbauſteine oder dieſen gleichwertige Konſtruktionen ge⸗
ſichert werden .

3. Als feuerſichere Konſtruktionen gelten im allgemeinen die⸗
jenigen , welche dem Feuer wenigſtens einige Zeit Widerſtand leiſten
und gegen mechaniſche Einflüſſe wenigſtens einigermaßen Haltbarkeit
zeigen . Es ſind dies bis auf Weiteres außer den feuerfeſten und
den maſſiven folgende :

a) Decken : Ausgeſtakte , mit unverbrennlichen Bauſtoffen aus⸗
gefüllte und unterhalb vollſtändig mit Kalk⸗ oder Zementmörtel
verputzte , oder mit einer ebenſo feuerſicheren Bekleidung verſehene
Holzbalkendecken , ferner ſolche Decken , die zwar aus unverbrenn⸗
lichen Bauſtoffen beſtehen , aber nicht glutſicher umhüllte tragende
Eiſenteile aufweiſen .

b) Wände : Beiderſeits verputzte Bretterwände , deren Verputz
mindeſtens 23 mm ſtark iſt , ausgemauerte Fachwerkwände mit
mindeſtens 1 em ſtarker Putzſchicht , Rabitzwände , Drahtziegelwände ,
Wände aus Asbeſtſchiefer , aus Gips oder Kunſtſteinplatten und dergl .
von mindeſtens 5 em Stärke .

c) Treppen aus Eiſen oder Eichenholz , letzterenfalls mit ein⸗
geſchobenen , nicht aber aufgenagelten oder aufgeſchraubten Tritt⸗
und Füllbrettern , Treppen aus Hauſteinen dann , wenn die Unter⸗
ſeiten der Stufen geputzt oder ſonſt gleich wirkſam verkleidet ſind .

d) Türen : Als feuerſichere Türen gelten im allgemeinen ſolche ,
die einer Hitze von 1000 “ S mindeſtens 30 Minuten lang wider⸗
ſtehen können , aus unverbrennlichen , nicht zerſtörend aufeinander
wirkenden Bauſtoffen beſtehen , ſelbſttätig zufallen , dichtſchließend in
mindeſtens 3 em ſtarke Falze aus unverbrennlichem Material fallen .
Die Falze müſſen feſt in der Wand verankert ſein , die Eiſenblech⸗
platten ſind durch Nieten miteinander zu verbinden . Es gehören
dazu z. B. Türen aus doppelten , 1 mm ſtarken Eiſenblechplatten
mit Asbeſteinlage oder andern unverbrennlichen Einlagen entſprechen⸗
der Stärke , Türen aus Eichenholz mit allſeitiger Eiſenblechverkleidung
von 0,5 —1 mm. Ob und inwieweit im Einzelfalle und an einzelnen
Stellen , ſoweit in der Richtſchnur nicht beſtimmte Vorſchriften gegeben
ſind , Türen mit Elektroverglaſung in Sproſſenteilung und in feſt
anſchließenden Metall⸗ oder Eichenholzrahmen oder dieſen gleich⸗
wertige zuzulaſſen ſind , ſteht im Ermeſſen des Bezirksamtes .

e) Dächer , die mit einem Material gedeckt ſind , das genügen⸗
den Schutz gegen Übertragung des Feuers bietet ( Metall , Beton ,
Stein , Schiefer , Ziegel , Holzzement mit entſprechend ſtarker Sand⸗
oder Kiesſchichte darüber , Glas von genügender Stärke und andere
dieſen gleichwertige Stoffe ) .

In feuerſicheren Wänden dürfen Fenſter aus Drahtglas , Elek⸗
troglas und ähnlichen Verglaſungen verwendet werden , wenn ihre
Geſamtgröße ½0 der Wandfläche , in der ſie angebracht ſind , nicht
überſteigt .
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4. Zur glutſicheren Ummantelung von Eiſenkonſtruktionenſind ſchlechte Wärmeleiter zu verwenden , welche geeignet ſind , dasVordringen der Hitze zu dem Eiſen zu verzögern und große Wider⸗ſtandsfähigkeit gegen mechaniſche Einflüſſe ( Waſſer , Stoß , Drucku. dergl . mehr ) zeigen . Als ausreichend für den genannten Zweck ſindu. a. anzuſehen :
a) Mauerwerk von mindeſtens Stein Stärke aus guten hartgebrannten Ziegeln in guter Ausführung , poröſen Steinen mit Port⸗landzementmörtel vermauert nebſt feſthaftender Deckſchicht aus 1emſtarkem Portlandzementputz , dieſer nötigenfalls auf Drahtgeflecht .b) Portlandzementbeton von mindeſtens 5 em Stärke nebſtfeſthaftender Deckſchicht aus etwa 1 em ſtarkem Portlandzementputz .0) 4 em ſtarker Putz aus Portlandzementmörtel auf Drahtnetz ,Metallgeflecht oder ähnlicher Unterlage .
Rohrleitungen irgend welcher Art dürfen inkdie Ummantelungennicht verlegt werden .
Im Zweifelsfalle werden diejenigen Konſtruktionen oder Vau⸗ſtoffe als maſſiv , feuerfeſt , feuerſicher oder glutſicher anzuerkennenſein , denen durch eine amtliche Prüfungs⸗ und Verſuchsanſtalt ineinwandfreier Weiſe dieſe Bedeutung zugeſprochen wird oder iſt .

1) Verordnung des Miniſteriums des Innern vom31 . Juli 1912 , die Einrichtung und den Betrieb
von Aufzügen ( Fahrſtühlen ) betr . )

( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1912 Seite 353) . — Auszuge ) —.

I . Geltungsbereich der Verordnung .
§ 1. ( 1) Den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſindalle Aufzugseinrichtungen unterworfen , deren Fahrkörbe ,Kammern oder Plattformen zwiſchen feſten Führungen be⸗

wegt werden , ſofern ihre Hubhöhe zwei Meter überſteigt.
( 2) Ausgenommen ſind Aufzüge in den der Aufſichtder Bergbehörde unterſtehenden Betrieben , Verſenkvorrich⸗tungen in Theatern , Paternoſterwerke für Laſten und Schiffs⸗hebewerke .

) Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 10. Auguſt1912 Nr. 24525 den Bezirksämtern „ Erläuterungen “ zu dieſer Ver⸗
ordnung zum dienſtlichen Gebrauch mitgeteilt .

Die in der Verordnung enthaltenen beſonderen Beſtimmungenüber die Einrichtung der Aufzüge , über den Betrieb der Aufzüge ,über die Vornahme der Prüfungen und die Gebühren ſind hier nichtabgedruckt .
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II . Einteilung der Aufzüge .

§ 2. ( 1) Die Aufzüge werden eingeteilt in :
1. Perſonenaufzüge ,
2. Laſtenaufzüge .

(2) Als Perſonenaufzüge gelten auch diejenigen Laſten⸗
aufzüge , auf denen Führer mitfahren dürfen .

III . Allgemeine Beſtimmungen für Aufzüge .

§S 3. Anlage der Aufzüge . Aufzüge ſollen im
Freien oder an der Außenſeite der Gebäude oder in Treppen⸗
häuſern , die von feuerfeſten Wänden umgeben ſind , oder in
Lichthöfen angelegt werden ; die vorgeſchriebene Mindeſt⸗
grundfläche der Lichthöfe darf jedoch dadurch nicht beſchränkt
werden .

§ 4 . Fahrſchächte . ( 1) Die Fahrbahn der Aufzüge
iſt in ihrer ganzen Ausdehnung nach Maßgabe der für den
Aufſtellungsort geltenden baupolizeilichen Vorſchriften oder ,
falls in dieſen beſondere Beſtimmungen über Fahrſchächte
nicht enthalten ſind , nach dem Ermeſſen der Baupolizeibe⸗
hörde mit feuerfeſten oder mindeſtens dichten feuerſicheren
Wänden zu umſchließen .

( 2) Von der Vorſchrift feuerfeſter und feuerſicherer
Schachtwände ſind ausgenommen :

1. Aufzüge , die dem §3 entſprechend in Treppenhäuſern
freiſtehend oder an der Außenſeite von Gebäuden oder
in Lichthöfen angelegt werden ;

2. Aufzüge , die im Innern von Gebäuden übereinander
gelegene Galerien verbinden ;

3. Aufzüge , die nur zwei unmittelbar aufeinander fol⸗
gende Geſchoſſe oder nur Kellergeſchoſſe mit dem Erd⸗
geſchoß verbinden , wenn in den durch den Aufzug ver⸗
bundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen Gegen⸗
ſtände lagern ;

4. Gichtaufzüge in allen Arten von Betrieben ;
5. Aufzüge in Gebäuden mit unverſchalten und unver⸗

putzten Zwiſchendecken , die an und für ſich der Über⸗
tragung eines Feuers keinen Widerſtand leiſten .
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( 3) Kleine Aufzüge , d. h. Laſtenaufzüge für Speiſen ,
Akten , kleine Erzeugniſſe der Induſtrie und dergleichen , die
nicht betretbar ſind , höchſtens 100 kg Tragfähigkeit und
nicht mehr als 0,7 qm Schachtquerſchnitt haben , bedürfen ,
ſoweit nicht nach vorſtehenden Beſtimmungen feuerfeſte oder
feuerſichere Wände überhaupt entbehrlich ſind , nur feuer⸗
ſicherer Schachtwände .

§ 5. Abdeckung der Fahrſchächte . ( 1) Von feuer⸗
feſten oder feuerſicheren Wänden umſchloſſene Fahrſchächte ,in denen die Förderung bis zum Dachgeſchoſſe geht , ſind an
ihrem oberen Ende mit einer feſten , feuerſicheren Abdeckung
zu verſehen . Von der feuerſicheren Beſchaffenheit der Ab⸗
deckung kann nur abgeſehen werden , wenn in den durch den
Aufzug verbundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen
Gegenſtände lagern und die Schachtwände ſowie ein in der
Abdeckung anzubringendes Entlüftungsrohr mindeſtens 0,2 m
über Dach geführt werden . Glasabdeckungen ſind mittels
Drahtgitter zu unterfangen .

( 2) Von feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden um⸗
ſchloſſene Fahrſchächte , in denen die Förderung nicht bis zum
Dachgeſchoſſe geht , ſind an ihrem oberen Ende ſtets feuer⸗
ſicher abzuſchließen .

( 3) Fahrſchächte , deren obere Mündung im Freien oder
an Orten liegt , die von Menſchen betreten werden , ſind mit
Deckel⸗ oder Klappenverſchlüſſen , die vom Fahrkorbe ge⸗
hoben werden , zu verſehen , ſofern nicht nach Abſatz 1oder 2
feuerſichere Verſchlüſſe erforderlich ſind oder 8 4 Abſatz 2,
Ziffer 1 und 2 zutreffen .

(4J) Über dem Fahrkorb in ſeiner höchſten normalen
Stellung muß , ſofern er mit einer Decke verſehen iſt , eine
freie Höhe von mindeſtens 1m vorhanden ſein . Von dieſer
Vorſchrift ſind Bremsaufzüge in kleinen Getreidemühlen und
nicht betretbare kleine Aufzüge ( § 4 Abſatz 3) ausgenommen .
Muß der Fahrſchacht der vorgeſchriebenen freien Höhe halber
über die Dachfläche hinaus geführt werden , ſo wird dieſes
Maß auf die zuläſſige Gebäudehöhe nicht angerechnet .

§ 6. Umwehrungen der Fahrbahn . ( 1) Aufzüge,
deren Fahrbahn nicht durch feuerfeſte oder dichte feuerſichere

—
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Wände abzuſchließen iſt , müſſen allſeitig derart umwehrt ſein ,
daß Menſchen durch den Betrieb des Aufzugs nicht zu
Schaden kommen können . Der Fahrſchacht darf nur durch
Türen oder Schranken zugänglich ſein . Aufzüge an der
Außenſeite von Gebäuden oder im Freien bedürfen der
Umwehrung nur dort , wo Menſchen an die Fahrbahn ge⸗
langen können .

( 2) Die Umwehrungen müſſen dauerhaft hergeſtellt ,
mindeſtens 1,8 m hoch und aus einem nicht brennbaren Ma⸗
terial hergeſtellt ſein ; von der Erfüllung der letzten Vorſchrift
kann abgeſehen werden in Gebäuden , deren Zwiſchendecken
an und für ſich der Übertragung eines Feuers keinen Wider⸗
ſtand leiſten (§S 4 Abſatz 2 Ziffer 5) . Die Umwehrungen
müſſen ſo beſchaffen ſein , daß in den vom Fahrkorbe be⸗
ſtrichenen Raum nicht hindurchgegriffen werden kann . Be⸗
ſtehen ſie aus Drahtgeflecht , ſo darf die Maſchenweite höch⸗
ſtens 2 em betragen .

(8) Fahrſchächte mit Deckel⸗ oder Klappenverſchlüſſen
an ihrer oberen Mündung ( § 5 Abſatz 3) ſind unfallſicher ſo
zu umwehren , daß die Abdeckung nicht ohne weiteres betreten
werden kann .

§ 7. Fahrſchachttüren . ( 1) Zugangstüren ( Fahr⸗
ſchachttüren ) zu Fahrſchächten mit feuerfeſten oder feuer⸗
ſicheren Wänden müſſen feuerſicher ſein . Fahrſchachttüren
und Hubgitter , die zu Fahrſchächten führen , die nicht mit
feuerfeſten oder dichten feuerſicheren Wänden zu umgeben
ſind , müſſen mindeſtens den an die Umwehrung geſtellten
Anforderungen ( § 6 Abſatz 2) entſprechen.

( 2) Fahrſchachttüren oder Schranken dürfen nicht in die
Fahrbahn hineinſchlagen . Türen in Fahrkörben dürfen nicht
aus der Fahrbahn herausſchlagen .

88 . Lichtöffnungen in Fahrſchächten . ( 1) Licht⸗
öffnungen ſind , ſoweit nicht Brandmauern in Frage kommen ,
in den Wandungen auch ſolcher Fahrſchächte zuläſſig , welche
feuerfeſt oder feuerſicher umſchloſſen ſein müſſen .

( 2) Lichtöffnungen in Außenmauern müſſen durch Fenſter
verſchloſſen werden . Sind die Fenſter zum Gffnen einge⸗
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richtet , ſo dürfen ſie nicht nach innen ſchlagen und von Unbe⸗
fugten nicht geöffnet werden können . Lichtöffnungen in
Wänden oder Zugangstüren , die den Fahrſchacht gegen
Innenräume begrenzen , müſſen durch Drahtglas von minde⸗
ſtens 10 mm Stärke oder ein gleich widerſtandsfähiges Glas
dicht abgeſchloſſen werden ; ihre Geſamtgröße darf ½/5 der
Wandfläche der Zugangsſeite zum Fahrſchacht in keinem
Geſchoß überſteigen .

§ 9. Gegengewichte . ( 1) Gegengewichte der Fahr⸗
körbe müſſen in Führungen laufen und ſo angeordnet werden ,
daß ſie ihre Führungen am oberen und unteren Ende nicht
verlaſſen können . Endigt die Gegengewichtsbahn nicht auf
gewachſenem Boden , ſo iſt dafür zu ſorgen , daß ſich das

Gegengewicht beim Bruche des Tragſeils auf ausreichend
widerſtandsfähiges Mauerwerk aufſetzt . Von letzterer For⸗
derung kann bei nicht betretbaren kleinen Aufzügen ( 8 4
Abſatz 3) abgeſehen werden , wenn durch geeignete Mittel
eine zu hohe Belaſtung der beim Abſturz bedrohten Gebäude⸗
teile vermieden wird .

( 2) Die Bewegungsbahnen von Gegengewichten , Laſt⸗
ſeilen und Laſtketten müſſen , wenn ſie außerhalb des Fahr⸗
ſchachts liegen und zu Durchbrechungen der Decken in größerer
Ausdehnung als 100 qem nötigen , ebenſo wie die zuge⸗
hörigen Aufzugsſchächte umſchloſſen ſein ; bei geringerer Aus⸗

dehnung müſſen ſie mindeſtens unfallſicher eingefriedigt und

feuerſicher durch die Decken geführt werden .

( 3) Die Tragorgane der Gegengewichte dürfen nicht
höher

erche
werden als die des Fahrſtuhls ( §8 13

und 22 ) .

§ 10 . Fang⸗ und Bremsvorrichtungen . ( 1) Die

Fahrkörbe der Aufzüge ſind mit einer zuverläſſigen Fang⸗
oder Geſchwindigkeitsbremsvorrichtung ( ſelbſttätige Senk⸗

bremſe ) zu verſehen . Von dieſer Vorſchrift ſind ausge⸗
nommen :

1. Fahrkörbe mit unmittelbar tragendem hydrauliſchen
Stempel , ſofern dicht am Treibzylinder eine Vorrich⸗
tung angebracht wird , die verhindert , daß der Fahr⸗
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korb im Falle eines Bruches der Zuleitung mit größerer f0
Geſchwindigkeit als 1,5 m in der Sekunde niedergeht ; f

das Gleiche gilt für Spindelaufzüge oder Zahnſtangen⸗
antriebe in Verbindung mit Schneckengetrieben , wenn bre
der Antrieb der Spindeln oder Schnecken entſprechende il.
Sicherheit ſchafft ; l

2. Laſtenaufzüge , ſofern der Fahrkorb beim Be⸗ und Ent⸗ ſ

laden infolge ſeiner Bauart oder der Art des Betriebs
und des Beladens ordnungsmäßig nicht betreten wer⸗
den kann ;

3. Laſtenaufzüge , die nur zwei Förderſtellen mit einander
verbinden , ſofern an den Ladeſtellen zuverläſſige Auf⸗
ſatz , oder ähnliche Stützvorrichtungen angebracht
werden , die ſo beſchaffen ſind , daß ſie zur Wirkung
kommen , bevor der Fahrkorb betreten werden kann ;

4. Bremsaufzüge in kleinen Getreidemühlen ſowie Ab⸗
laßvorrichtungen , die durch das Gewicht der Laſt nach
unten bewegt werden , ſofern an der Windevorrichtung
eine Bremſe vorhanden iſt , welche die Laſt in jeder
Höhenlage feſtzuhalten imſtande iſt ; bei Ablaßvorrich⸗ find
tungen ſind außerdem Aufſatz⸗ oder ähnliche Stützvor⸗
richtungen anzubringen , die den Anforderungen unter Hedl
Ziffer 3 entſprechen . veht

( 2) Die Fang⸗ und Bremsvorrichtungen müſſen ſo ge⸗ U.
ſchützt ſein , daß ſie keinesfalls durch Ladegut und mög⸗
lichſt auch nicht durch unbefugte Eingriffe in ihrer Wirkung
behindert werden können . 15

§ 11 . Zuläſſige Geſchwindigkeit . ( ) Das Trieb⸗ penh.werk der Aufzüge muß ſo beſchaffen oder mit ſolchen Ein⸗ Gentrichtungen verſehen ſein , daß eine im voraus für die An⸗
lage beſtimmte größte Fördergeſchwindigkeit nicht über⸗
ſchritten werden kann . Geſchwindigkeiten von mehr als 01,5 min der Sekunde ſind nur mit beſonderer Genehmigung ides Miniſteriums des Innern zuläſſig .

lue( 2) Fahrſtühle mit Geſchwindigkeitsbremſe dürfen nach
Loslöſung oder Bruch der Tragorgane höchſtens mit einer ſtele
Geſchwindigkeit von 1,5 m in der Sekunde niedergehen;
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ſolche mit Fangvorrichtung müſſen ſich feſtklemmen , nachdem
ſie höchſtens 0,25 m tief gefallen ſind.

( 8) Auf nicht betretbare kleine Aufzüge ( § 4 Abſatz 3) ,
Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen und Ablaßvor⸗
richtungen finden die Beſtimmungen der Abſätze 1 und 2
keine Anwendung , ſofern der Fahrkorb bei gelöſter Bremſedurch das Gewicht der Laſt bewegt wird .

§ 12 . Beleuchtung und anderes . ( ) Die Vor⸗
räume der Aufzüge und die Fahrkörbe von Perſonenauf⸗zügen müſſen , ſolange die Aufzüge benutzt werden können ,dauernd durch Tageslicht oder künſtlich ausreichend beleuchtetwerden . Von der dauernden Beleuchtung der Fahrkörbe
kann nur dann abgeſehen werden , wenn die Beleuchtungs⸗
einrichtung ſo beſchaffen iſt , daß ſie mit dem offnen der Fahr⸗
ſchachttür in Tätigkeit geſetzt wird . Für Beleuchtungseinrich⸗
tungen im Innern der Fahrkörbe iſt die Verwendung von
Mineralölen , Spiritus oder ähnlichen leicht entzündlichen
Flüſſigkeiten unzuläſſig .

( 2) Der Fahrſchacht darf nicht zur Lagerung von Gegen⸗
ſtänden benützt werden .

( 3) Der Raum für die Antriebsmaſchine muß hinreichend
geräumig , im Mittel mindeſtens 1,8 m hoch und gut um⸗
wehrt ſein .

VI . Inbetriebſetzung und Überwachung der Aufzüge .
§ 33 . Baupolizeiliche Genehmigung . Für die

bauliche Anlage der Aufzüge Gerſtellung des Schachtes ,
Durchbrechung von Decken , bauliche Einrichtungen in Trep⸗
penhäuſern , Lichthöfen und an Außenſeiten ) bedarf es der
Genehmigung der Baupolizeibehörde .

§ 34 . Prüfungen . ( 1) Die Betriebsunternehmer
von Aufzügen ſind verpflichtet , eine erſtmalige Prüfung ( Ab⸗
nahme ) neu angelegter Aufzüge vor ihrer Inbetriebnahme
ſowie regelmäßige Prüfungen der Anlage nach Maßgabe
dieſer Verordnung durch Sachverſtändige zu veranlaſſen , die
hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzu⸗
ſtellen und die Koſten dieſer und etwaiger außerordentlicher

zu tragen .
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2 ) Die Koſten der Aufzugsprüfungen werden vom Be⸗
zirksamt nach Maßgabe des § 40 feſtgeſetzt und gemäß der

Verwaltungsgebührenordnung zur Zahlung angewieſen und fl

von dem Erſatzpflichtigen zurückerhoben . 9

§ 35 ( Abſ . 1). Abnahme . (1) Der Antrag auf Abnahme
iſt vom Betriebsunternehmer oder deſſen Stellvertreter bei
dem Bezirksamt ſchriftlich zu ſtellen . Dem Antrag ſind in

5 6 f gehedoppelter Fertigung Zeichnung , Beſchreibung — dieſe nach 10demMuſter in Anlage 1 ) — und Tragfähigkeitsberechnung 1
des Aufzugs beizufügen . fn

VII . Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen . 90
§ 38 . Übergangsbeſtimmungen . ( 1) Bei Auf⸗ 101

zügen , die vor Inkrafttreten der Verordnung beſtanden , ins⸗ bt
beſondere bei ſolchen , die bisher ſchon der Prüfung durch
Sachverſtändige auf Grund beſtehender Vorſchriften unter⸗
lagen und letzteren entſprechen , können , ſolange nicht eine
weſentliche Anderung der Aufzugsanlage oder der Bauten , ſcrlſ
in denen ſie aufgeſtellt ſind , eintritt , nur Anforderungen ge⸗
ſtellt werden , welche zur Beſeitigung erheblicher Gefahren 205
für das Leben und die Geſundheit der mit der Aufzugs⸗ 15
anlage in Berührung kommenden Perſonen erforderlich Oun
oder ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführbar fu⸗
erſcheinen . 558

E2) Bei Aufzügen , die bisher noch keiner Prüfung unter⸗ 15
zogen ſind , müſſen die Beſtimmungen dieſer Verordnung , bis Haäli
auf die in den 88 3 und 4 enthaltenen , innerhalb Jahresfriſt geehl
nach Erlaß dieſer Verordnung durchgeführt werden . Von
einer nachträglichen Prüfung kleiner Aufzüge ( § 4 Abſatz 3) , i
die vor Erlaß der Verordnung beſtanden , kann abgeſehen
werden , ſoweit nicht in einzelnen Fällen eine Prüfung aus
beſonderen Gründen geboten erſcheint . Alle bereits beſtehen⸗ ſun
den Aufzugsanlagen ſind innerhalb 3Z Monaten vom In⸗ 5
krafttreten dieſer Verordnung an gerechnet beim Bezirksamt

5

anzumelden . Jotde

8 . 39 . Ausnahmen . ( 1) Das Bezirksamt iſt be⸗
600fugt , Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Verordnung , der f
—. ——

) Das Muſter iſt im Geſ. - u. VOBl . 1912 S. 369 abgedruckt .
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insbeſondere auch den bei Erlaß dieſer Verordnung in derAusführung begriffenen Aufzügen , zu gewähren . Genehmi⸗gungen dieſer Art ſind den Aufzugspapieren beizufügen . Vorder Gewährung von Ausnahmen für Aufzüge in Betrieben ,die der Aufſicht des Gewerbeaufſichtsamts unterſtehen , iſtdieſe Behörde zu hören .
( 2) Bei Aufzügen für Bauten und ähnliche vorüber⸗gehend benutzte Anlagen iſt das Bezirksamt nach Anhörungdes zuſtändigen Sachverſtändigen ( C37 ) befugt , von ein⸗zelnen Beſtimmungen abzuſehen.
§ 41 . Strafbeſtimmung en. Zuwiderhandlungengegen dieſe Verordnung werden aufgrund der 88 168 Ziffer 57und 116 des Polizeiſtrafgeſetzbuches an Geld bis zu 150 Markoder mit Haft beſtraft .

8) Bauliche und geſundheitliche Mindeſt⸗
forderungen für Kur⸗ und Badeorte .Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. Mai 1909 Nr. 15453. )Der Ständige Ausſchuß für die geſundheitlichen Einrichtungenin den Kur⸗ und Badeorten hat die an Kur⸗ und Badeorte in bau⸗licher und geſundheitlicher Beziehung zu ſtellenden Mindeſtforderungeneiner Durchberatung unterzogen . Dabei wurden die nachſtehendenGrundſätze über bauliche und geſundheitliche Mindeſtforderungen fürKur⸗ und Badeorte aufgeſtellt . Die baulichen Mindeſtforderungenwerden anläßlich der Prüfung von Baugeſuchen, Aufſtellung vonBebauungsplänen und Erlaſſung von baupolizeilichen VorſchriftenBerückſichtigung finden können , ſoweit dies nach den örtlichen Ver⸗hältniſſen tunlich erſcheint und im Hinblick auf die in Baden geltendengeſetzlichen Beſtimmungen Bedenken nicht begegnet .

Grundſätze
über bauliche Mindeſtforderungen für Kur⸗ und Badeorte .I . Es iſt als wünſchenswert zu bezeichnen , daßdie Bauten eines Kurortes den Anforderungen eines ge⸗läuterten Schönheitsgefühls entſprechen ;2. daß bei Zeiten für Aufſtellung eines Bebauungs⸗ und Flucht⸗linienplanes geſorgt wird .
II . Unbedingt notwendig iſt die Durchführung folgenderForderungen :
1. In Kurorten iſt während der Zeit des ſtärkſten Vetriebes

( Hochſaiſon ) für die Ausführung von Bauten die Genehmigung inder Regel zu verſagen .

) Jetzt : § 108 Ziffer 2 (J. Seite 547) .
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2. a) Bei der Bausausführung iſt der Entwäſſerung des Bau⸗
grundes und Jſolierung des Mauerwerkes die größte Sorgfalt zuwidmen.

b) Neubauten dürfen von Kurgäſten erſt nach vollſtändiger
Austrocknung bezogen werden . Die zuſtändigen Behörden haben
eventuell Vorſchriften zu erlaſſen , durch welche die Austrocknungsfriſt
für die einzelnen Kurorte feſtgelegt wird .

3. Auf möglichſte Schallundurchläſſigkeit der Scheidewände und
Zwiſchendecken iſt die größte Sorgfalt zu verwenden .

4. Als Luftraum für Wohn⸗ und Schlafzimmer ſind bei aus⸗
reichender Lüftung und Belichtung mindeſtens 25 cbm für den Be⸗
wohner zu fordern .

5. Wohnräume dürfen durch Wirtſchaftsräume ( Küche ! ) und
Abortanlagen nicht beeinträchtigt werden .

Die Zahl der letzteren muß der Bewohnerzahl des Hauſes Rech⸗
nung tragen .

6. Die zuſtändige Behörde hat die Anlagen für Trink⸗ und Wirt⸗
ſchaftswaſſerverſorgung ſowie die Anlagen für Beſeitigung der Küchen⸗
und Abortabgänge zu prüfen .

7. Das Gleiche gilt von den Beleuchtungsvorrichtungen .

Grundſätze
über geſundheitliche Mindeſtforderungen für Kur - und Badeorte .

In jedem Kur⸗ und Badeort , welcher Fremde zum Gebrauche
ſeiner natürlichen oder künſtlichen Kurmittel einladet oder zuläßt , mag
er ſich Kur⸗ oder Luftkurort , Sommerfriſche oder ſonſtwie bezeichnen ,
erachtet der Ausſchuß die Erfüllung nachſtehender Mindeſtforderungen
für unerläßlich :

1. Das Vorhandenſein mindeſtens zweier geeigneter Jſolier⸗
räume für die Aufnahme mit übertragbaren Krankheiten Behafteter ,
ſowie des Pflegers oder der Pflegerin .

2. Das Vorhandenſein eines iſolierten Leichenraumes .
3. Das Vorhandenſein von Desinfektionsvorrichtungen und

⸗Apparaten .
Die Anweſenheit eines ausgebildeten Desinfektors am Orte .

Aufſtellung von Spucknäpfen , wo Kranke verkehren .
„Sicherſtellung ärztlicher Hilfe .
Sicherſtellung ausreichender Arzneiverſorgung .
Sicherſtellung geſchulter Krankenpflege .

Möglichkeit , gutes Eis für Kranke zu erhalten .
10. Gutes Trinkwaſſer in genügender Menge ; zur Richtſchnur

diene die „Anleitung für die Einrichtung , den Betrieb und die Über⸗
wachung öffentlicher Waſſerverſorgungsanlagen , welche nicht aus⸗
ſchließlich techniſchen Zwecken dienen “ ( Beilage zu den Veröffent⸗
lichungen des Geſundheitsamtes 1906 , Nr . 30 ) ) . Jährlich mindeſtens
einmalige Reviſion ; die Beſeitigung der Flachbrunnen iſt anzuſtreben .

11. Einwandfreie Beſeitigung der Abfallſtoffe ; Fäkalgruben ſind
zuverläſſig abzudichten ; alljährliche Reviſion der Abfallgruben .

) Die Anleitung iſt abgedruckt im bad . Geſ . ⸗u. VOBl . 1909 S. 386 .
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